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GELEITWORT 



Es ist eine alte Forderung von Werner Daitz, daß in ähn- 
licher Weise, wie dies in der Landwirtschaft mittels der 
Agrarverfassung und ihres Instrumentes der Marktordnung 
durch R. Walter Darre und seine Mitarbeiter mustergültig 
und vorbildlich durchgeführt wurde, — auch die Ver- 
fassung der gewerblichen Wirtschaft aus staatlicher Füh- 
rung und eigener weltanschaulicher Haltung ein Instrument 
der Marktordnung entwickelt. Daß also auch hier alles 
differenzierende Spezialwissen und -können durch die Poli- 
tik, d. h. die Führung, immer wieder zu schöpferischer 
Lebenseinheit und Gestaltung gebunden wird. 

Die Führung, als Strategie der Wirtschaft, kann nur beim 
Staat liegen, während die Durchführung seiner Führungs- 
anordnungen, also die taktischen Maßnahmen, in erster Linie 
eine Angelegenheit der wirtschaftlichen Selbstverwaltung 
sind. Je instinktsicherer nun die Wirtschaft und ihre Selbst- 
verwaltungsorgane aus ihrer weltanschaulichen und damit 
ethischen Haltung heraus die staatlichen Anordnungen 
durchführen, desto weiter kann der der Wirtschaft zu eigen- 
verantwortlicher Regelung überlassene Aufgabenbereich 
sein und insoweit vermag auch die Wirtschaft die Grenzen 
ihrer Bewegungsfreiheit selbst zu bestimmen, ihre Freiheit 
in der natürlichen Gebundenheit zu sichern, — Erst wenn 
sie diese eigene innere Haltung nicht in genügendem Um- 
fange auf bringt, ist der Staat zur Durchführung seiner An- 
ordnungen gezwungen, eine eigene, engmaschige . Wirt- 
schaftsverwaltung mit der hiermit verbundenen Gefahr des 
Bürokratismus aufzuziehen . 
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Es ist in der letzten Zeit fast zu viel über das Verhältnis 
des Staates zur Wirtschaft und über die Freiheit des Unter- 
nehmers geschrieben worden. Trotzdem glauben wir, die 
vorliegende Schrift der Öffentlichkeit zugänglich machen 
zu sollen, da in ihr ein interessanter Versuch unternommen 
wird, grundsätzlich und systematisch in Form des Len- 
kungskartells ein Instrument zur Marktordnung in der 
gewerblichen Wirtschaft zu entwickeln und zur Diskussion 
zu stellen. Im Lenkungskartell — als einer marktregelnden 
Leistungsgemeinschaft — glaubt der Verfasser eine frucht- 
bare Synthese gefunden zu haben zwischen dem unabding- 
baren Führungsanspruch des Staates und der natürlichen 
Freiheit der Wirtschaft. 

Der Verfasser schildert eingehend die Entwicklung des 
gewerblichen Kartells vom Instrument kapitalistischer 
Marktbeherrschung, „organisierten Eigennutzes“, zu einem 
Organ volkswirtschaftlicher Marktordnung, „organisierten 
Gemeinnutzes“. Um diesen grundlegenden Funktionswandel 
des Kartells auch sprachlich auszudrücken, wäre es vielleicht 
zweckmäßig, künftig nur von einem „Lenkungskartell“ zu 
sprechen. — So wenig wie das nationale Kartell ein auto- 
nomes Gebilde ist, sondern ein Organ, das staatliche Wirt- 
schaftsanordnungen innerhalb festgelegter Grenzen eigen- 
verantwortlich und schöpferisch durchführt, ebenso muß 
das Großraumkartell wirtschaftliche Direktiven der F ührungs- 
organe europäischer Volkswirtschaften in einer Haltung 
vollziehen, die sich aus dem alle Völker der europäischen 
Völkerfamilie verpflichtenden, neuen europäischen Sitten- 
gesetz, dem europäischen Gemeinnutz, ergibt. 

Dresden, im September 1941. 



ZENTRALFORSCHUNGSINSTITUT 
FÜR NATIONALE WIRTSCHAFTSORDNUNG 
UND GROSSRAUMWIRTSCHAFT E. V. 



VORBEMERKUNG 



Das Problem der Großraumwirtschaft ist wirtschafts- 
wissenschaftliches Neuland. Seit Naumanns berühmtem 
„Mitteleuropa“ (1915) sind zwar eine ganze Reihe von Unter- 
suchungen über die Voraussetzungen und Möglichkeiten 
eines europäischen Wirtschaftsblocks erschienen, aber allen 
diesen Arbeiten haften entscheidende Mängel an, wenn 
man zu ihrer Beurteilung die heutige Konzeption von der 
Großraumwirtschaft zugrunde legt. Der wesentlichste Nach- 
teil dieser Publikationen ist der der einseitigen Betrach- 
tungsweise großraumwirtschaftlicher Zusammenhänge und 
Zusammenarbeit. So werden z. B. die Möglichkeiten einer 
europäischen Zollunion erörtert, ohne daß die Autarkie- 
probleme dieses Großraumes untersucht werden. Oder es 
werden Betrachtungen über die währungspolitische Zu- 
sammenarbeit in Europa angestellt, ohne daß auf die Markt- 
ordnungsfragen eingegangen wird. Es entstanden so allen- 
falls Abhandlungen über einen „Handelsgroßraum“ oder 
einen „Währungsgroßraum“ u. a., also über Teilprobleme 
der „totalen Großraumwirtschaft“. »Soll [aber] von einer 
Großraumwirtschaft gesprochen werden können, muß 
sich die Zusammenarbeit auf alle Gebiete der Wirt- 
schaft erstrecken. Nicht bloß eine Außenhandels-, eine 
Währungs- oder Verkehrsgemeinschaft ist das Ziel; erst 
alle diese zusammen und eine Gemeinschaft der übrigen 
Leistungsarten ergeben eine vollkommene Großraumwirt- 
schaft. Fehlt eine Gemeinschaft in irgendeiner Leistungsart 
oder mehrere, so ist der auf dem übrigen Gebiet zustande 
gekommene Zusammenschluß nur als eine Vorstufe zu 
einer wahren Großraumwirtschaft zu betrachten. Bei je 
niederrangigeren Leistungsarten der Zusammenschluß er- 
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folgt um so loser und weniger wirkungsvoll wird dieser sein. 
Auch wird man ihn nicht als einen gesamtwirtschaftlichen, 
sondern bloß als einen teilwirtschaftlichen bezeichnen, 
der von richtiger Großraumwirtschaft noch weit ent- 
fernt ist.« 1 ) 

In dieser Arbeit wird der Versuch einer „ganzheitlichen 
Lehre von der Großraumwirtschaft“ gemacht. Es wird ein 
geschlossenes Bild von den ideellen und materiellen') Vor- 
aussetzungen einer Großraumwirtschaft gegeben. Vor 
allen Dingen werden aber die Grundlagen und Methoden 
für ein zweckmäßiges Zusammenwirken der produktiven 
Großraumkräfte entwickelt. Das Ergebnis wird das Ideal- 
bild einer großräumigen Marktordnung sein, m der eine 
sinnvolle zwischenstaatliche Arbeitsteilung die bis zum 
Überdruß diskutierten sogenannten „Handelshemmmsse 
(Währungsschwierigkeiten, Prohibitivzölle, Kontingente, 
Einfuhrverbote usw.) überwinden helfen, ja, ihnen sogar die 
inneren Voraussetzungen ihrer Existenz nehmen wird. 

Um die Großraum-Marktordnung praktisch verwirklichen 
zu können, bedarf es einer Marktorganisation. Die wei- 
tere Aufgabe dieser Arbeit wird es daher sein, die orga- 
nisatorischen Grundlagen der Großraumwirtschaft heraus- 
zuarbeiten. Die deutsche Wirtschaftsorganisation wird 
zwangsläufig den Ausgangspunkt der Betrachtungen bilden 
müssen. Hier ergibt sich nun die Schwierigkeit, daß der 
deutsche Organisationsapparat bei weitem noch nicht die- 
jenige Gestaltung aufweist, die den Erfordernissen einer 

i\ Rudolf Henke „Geschichte und Theorie der Großraumwirtschaft“, 

' W ? en 1936, Seite 55. In keiner der sonstigen wirtschaf tswissenschaft- 
üchen Arbeiten über die Großraumwirtschaft wird die ^ e 
vermittelt. Leider muß aber die Darstellung der praktischen groß 
raumwirtschaftlichen Zusammenarbeit durch Henke als unzuläng- 
lich bezeichnet werden. 

s) Wir beschränken uns bei der Darstellung der materieUen Vorauf 
Setzung der Großraumwirtschaft auf die grundsätzliche Seite cles 
' Problems. Eine Rohstoff- und Ernährungsbilanz der Großraumwwt- 
schaft wird nicht aufgestellt. Wir verweisen hierzu, was die euro- 
päische Großraumwirtschaft anbelangt, auf die Arbeit von Gerhard 

Gebhardt „Europas Wirtschaftsfreiheit“ Schrift 3 der Schriftenreihe 

„Das neue Europa“ der Gesellschaft für europäische Wirtschafts- 
Planung und Großraumwirtschaft, Essen 1941- 
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sinnvollen Wirtschaftsordnung entspricht oder, wie es ein- 
mal ausgedrückt wurde, die „den wahren deutschen Wirt» 
schaftsstil ausmacht' *. Wir befinden uns zur Zeit teils aus 
organisatorischen Fehlleistungen, teils aus Kriegsnotwen- 
digkeiten heraus in einem Zustand, der von einer totalen 
Planwirtschaft nicht mehr weit entfernt ist. Die dringendste 
Zukunftsaufgabe wird die Auflockerung der Wirtschafts- 
verwaltung und die Ausrichtung auf ihre eigentlichen Füh- 
rungsfunktionen sein. Es gilt, die zweckmäßigste Synthese 
zwischen Freiheit und Bindung zu finden 1 ), damit jene 
gesunde Wechselbeziehung zwischen Mensch und Gemein- 
schaft entsteht, die beiden zu höchstem Nutzen gereicht. 
Die Gemeinschaft ist kein Abstraktum, sondern eine Ver- 
bindung von lebenden Menschen. Wenn die Gemeinschaft 
durch den auf die Spitze getriebenen Individualismus ver- 
nichtet zu werden drohte, kann umgekehrt das Individuum 
in einer überspitzten Gemeinschaftsordnung, sprich Über- 
organisation, ebenso zugrunde gehen; damit würde aber 
wiederum die Gemeinschaft als Verbindung der Individuen 
vernichtet werden. 

Wie wichtig ist es nun aber, diese Harmonie von Frei- 
heitsdrang und Bindungserfordernis zu finden, wenn Deutsch- 
land vor die Aufgabe gestellt ist, den europäischen Kontinent 
einer besseren Zukunft entgegenzuführen! In einem Raume, 
der derart verschiedene Volkstemperamente birgt, wird nur 
die Gemeinschaftsidee von Erfolg gekrönt sein, die es ver- 
steht, den völkischen Eigenarten der Teilräume weitgehend 
Rechnung zu tragen. Wie es freie Zonen des Individuums 
in der Volksgemeinschaft geben muß, so muß es ebenso 
freie Zonen der Völker in der Völkergemeinschaft geben, 
um das Aufkommen einer „Großraumunlust“ von vornherein 
zu vermeiden. 

Es muß mit Bedauern festgestellt werden, daß die Wissen- 
schaft zwar die Organisations- und Führungsprobleme des 
industriellen Betriebes literarisch erschöpfend behandelt 
hat, daß sie aber noch keine brauchbare Theorie der natio- 
nalen, geschweige denn großräumigen Wirtschaftsorgan! - 



J ) Vgl. hierzu die grundlegenden Ausführungen von Werner Daitz in 
seiner Schrift ,, Weltanschauung und Wirtschaft“, Berlin 1936. 
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sation und Wirtschaftslenkung entwickeln konnte! Den 
Grund für die unzulängliche wissenschaftliche Durch- 
dringung der Probleme der Wirtschaftslenkung und 
Wirtschaftsorganisation glauben wir darin sehen zu müs- 
sen, daß die Wissenschaft und die Wirtschaftsverwaltung 
noch nicht die gegenseitige Befruchtung gesucht oder ge- 
funden haben, die der Organisation der Wirtschaft den Weg 
aus ihrer derzeitigen Unzulänglichkeit zu vernünftigeren 
Formen weisen könnte. Die Verschmähung der „Theorie“ 
ist jedenfalls auf keinem anderen Gebiete so gefährlich wie 
auf dem der Organisation. Es dürfte kein Zweifel bestehen, 
daß durch die Entwicklung eines guten Systems wirtschaft- 
licher Lenkungsprinzipien und Organisationstechniken auf 
weiten Gebieten der Wirtschaftsbürokratie nicht unerheb- 
liche Vereinfachungsmöglichkeiten festgestellt werden wür- 
den. Man sollte es sich künftig zum Grundsatz machen, 
Wirtschafts-„Ordnung“ erst dann zu betreiben, wenn man 
seine Gedanken gründlich geordnet hat! 

Wir stellen für den Bereich der Industriewirtschaft 
das „Großraumkartell“ als Marktordnungsinstrument 
der Europawirtschaft zur Diskussion. 1 ) Das bisherige 
„internationale Kartell“, nach Form und Inhalt ent- 
sprechend seinen Großraumaufgaben um- und ausgebaut, 
könnte eine geeignete organisatorische Grundlage der euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft darstellen. Mit der Ver- 
wendung des Kartells als Großrauminstrument sind zwei 
überragende Vorzüge verbunden: einmal interessiert sich 
das Kartell als fachliche Organisation schon aus seiner 
inneren Natur heraus für alle Marktordnungsfragen des 

1 ) Vgl. die Vorbesprechung dieses Buches durch Winschuh, „Das 
Großraumkartell“, DAZ. Nr. 345 vom 20. Juli 1941. Es ist erfreu- 
lich, daß sich die Wortprägung des Verfassers schon weitgehend 
in der wirtschaftspolitischen Literatur eingebürgert hat (vgl. u. a. 
Saekel „Kartell verändert“, BBZ. Nr. 395 vom 24. August 1941, Merkel, 
„Ernährungswirtschaft im Kriege“, Nationale Wirtschaft Nr. 9/1941, 
Seite 244, ferner Arzet „Gemeinschaftsaufgaben im europäischen 
Großraum“, „Weltwirtschaft“, Heft 8/1941, Seite 223, C. Ungewitter 
„Industrie-Organisation in Europa“, Europa-Kabel Nr. 19 vom 10. Ok- 
tober 1941), denn der aus der Zeit des Liberalismus und „Internationa- 
lismus“ stammende Begriff des „internationalen“ Kartells scheint 
im künftigen Europa nicht mehr angebracht. 
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von ihm betreuten Produktes. Damit garantiert die Kartell- 
organisation die einheitliche Bearbeitung aller Großraum- 
aufgaben — und wie nötig ist ein „Zentral-Clearing der 
Projekte* 1 in der Großraumwirtschaft! Zum anderen aber 
ist das Kartell der organisatorische Ausdruck der wahren 
unternehmerischen Gemeinschaftsarbeit und Selbstverwal- 
tung. Es könnte damit zu einem der wichtigsten Träger 
der zukünftigen, auf Privatinitiative aufgebauten — aller- 
dings im Aufträge der Gemeinschaft und unter Aufsicht 
des Staates arbeitenden — Wirtschaftsordnung werden. 

Die Agrarprobleme lassen wir in unserer Betrachtung 
außer acht. 1 ) Die Marktordnung des Reichsnährstandes, der 
einmal das Industriekartell als Muster diente, hat sich im 
Laufe der Jahre zu einem der erfolgreichsten Instrumente 
der deutschen Wirtschaftsführung entwickelt und macht 
alle Anstrengungen, um auch in der europäischen Großraum- 
wirtschaft Vorbild zu sein. Wenn wir uns auch der großen 
Strukturunterschiede zwischen der Agrarwirtschaft und der 
gewerblichen Wirtschaft bewußt sind, glauben wir doch, 
daß die gewerbliche Wirtschaft sich nun ihrerseits zum 
mindesten in einem Punkt den Reichsnährstand als Muster 
dienen lassen sollte: Sie sollte ebenso wie der Reichsnähr- 
stand den Mut haben, bis in das Herz der Marktordnung, 
d. h. in die Produktion, vorzustoßen und diese in gemeinsamer 
Kartellarbeit zum Nutzen der Gesamtheit zu gestalten. Das 
„Leistungskartell“ muß das „Rentensicherungskartell** in 
Deutschland und darüber hinaus im europäischen Raume 
ablösen! 

Als das wesentlichste Ziel unserer Arbeit haben wir es 
betrachtet, die Großraumwirtschaft und ihre Wirtschafts- 

*) Wie Merkel („Ernährungs Wirtschaft im Kriege“, Nationale Wirt- 
schaft, Nr. 9/1941, Seite 244) ausführt, ist das Kartell für die landwirt- 
schaftliche Planung in Europa ungeeignet, was von niemandem be- 
stritten werden dürfte. Desgleichen wird übrigens das Kartell auf 
den Wirtschaftsgebieten mehr öffentlichen Charakters (z. B. Wasser- 
wirtschaft, Energiewirtschaft, Verkehrs Wirtschaft) keinen Platz 
haben. Wenn Merkel aber dem ,,Großraumkartell“ auch für den indu- 
striellen Sektor nur geringe Bedeutung beimißt, denkt er wohl mehr 
an das Kartell liberaler Prägung, wohingegen wir ein völlig neues 

Kartellgebilde, das später dargestellte „totale Kartell“, in Vorschlag 
bringen. 
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Ordnung in ein geschlossenes logisches System zu bringen. 
An der Systematisierung des Stoffes haben wir estgehalten, 
selbst auf die Gefahr hin, daß unsere Ausführungen bis- 
weilen simplizistisch wirken könnten. Im Verfc j ^ ge- 
setzten Zieles haben wir es auch vermieden, den Ablauf 
unserer Gedankengänge allzusehr unter „Beispielen aus der 
Praxis“ zu verschütten. Die Arbeit ist in erster Lime für 
den Praktiker geschrieben worden. Er kann den Wert 
unserer Vorschläge aus seiner praktischen Kenntnis und 
Erkenntnis heraus am ehesten abwägen. Er benötigt daher 
keine Beispiele. Was ihm aber seine praktische Tätigkeit 
nicht immer vermittelt, das ist die Gesamtschau der Groß- 
raumprobleme und ihre inneren Zusammenhänge sowie der 
systematische Überblick über die Möglichkeiten groß- 
räumiger Wirtschaftsgestaltung. 

In einer Arbeit dieses Umfanges konnten selbstverständ- 
lich nicht bis ins Einzelne gehende Rezepte gegeben werden. 
Auch ist das behandelte Gebiet zu neuartig, als daß schon 
jetzt „Patentlösungen“ gefunden werden könnten — wenn 
diese bei einem derart vielgestaltigen Problemkreis über- 
haupt zu finden sindl Unsere Aufgabe sehen wir dann als 
erfüllt an, wenn dem Leser Anregungen für die weitere 
gedankliche Durchdringung der Wirtschaftsprobleme ver- 
mittelt werden, die sich im Rahmen der Neuordnung der 
europäischen Daseinsbedingungen ergeben. 

Berlin, im September 1941 . 

DER VERFASSER 
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EINLEITUNG 



Der Krieg als Wegbereiter der europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. 



»Der Krieg ist der Vater aller Dinge!« Dieser Spruch 
Heraklits gilt für den derzeitigen europäischen Schicksals- 
kampf mehr denn je. Die Geburtsstunde der politischen und 
damit auch der wirtschaftlichen Neuordnung Europas liegt 
in den militärischen Entscheidungen des Juni 1940 im 
Westen. Wenn wir auch überzeugt sind, daß im Laufe von 
Jahren oder Jahrzehnten die deutsche Wirtschafts- und 
Sozialordnung kraft ihrer inneren Logik auch auf fried- 
lichem Wege in den Völkern Europas und insbesondere der 
westlichen Demokratien Eingang gefunden hätte, so gab 
der Krieg dieser Entwicklung einen geradezu stürmischen 
Impuls. Ohne die Zerschlagung der militärischen Kraft 
Frankreichs, Belgiens und Hollands, ohne die Abschnürung 
des europäischen Kontinents von der Weltwirtschaft durch 
die englische Blockade 1 ) wäre die mit dem französischen 
Waffenstillstand einsetzende Revolutionierung der euro- 
päischen Lebens- und Wirtschaftsordnung nicht möglich 
gewesen. Der Balkanfeldzug schaffte neue Voraussetzungen 
für die sich bereits seit 1933 Von Jahr zu Jahr immer inten- 
siver gestaltende wirtschaftliche Verflechtung des Süd- 
ostens mit Mitteleuropa. Der siegreiche Ostfeldzug wird in 

*) „Wie England mit seiner Blockade im Weltkrieg 1914/18 die wirt- 
schaftliche Autarkisierung der überseeischen Kontinente beschleu- 
nigte und sein eigenes liberalistisches Welthandelssystem zerstörte, 
so sind auch heute England und Frankreich wieder mit ihrer völker- 
rechtswidrigen Kontinental blockade der unfreiwillige Geburtshelfer 
des beschleunigten Entstehens einer europäischen Großraumwirt- 
schaft.“ Werner Daitz, „Die europäische Großraumwirtschaft“, Der 
Vierjahresplan, Folge 22/1939. 
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seinen Ausmaßen noch nicht absehbare Auswirkungen für 
das europäische Dasein mit sich bringen. 

Der Krieg um das Leben Europas zwang die Völker 
unseres Kontinents, sich einerseits auf ihre eigenen Wirt- 
schaftskräfte und deren Förderung — selbst auf die Ge- 
fahr hin, daß gegen bisher „heilige ökonomische Gesetze“ 
verstoßen wird— zu besinnen, andererseits löste er aber auch 
das Wiedererwachen des Raumgefühls, d. h. des Bewußt- 
seins einer schicksalhaften Verbundenheit aller Glieder des 
europäischen Lebensraumes aus. Die Mobilisierung der 
europäischen Kraftreserven drückt sich naturgemäß in erster 
Linie in der Förderung der Landwirtschaft als Grundlage 
allen wirtschaftlichen Schaffens aus. Steigerung der Erträge 
und Erschließung des Bodens für neue Kulturen lautet 
allenthalben die Devise. Die Balkanstaaten, deren landwirt- 
schaftliche Hektarerträge bisher nur etwa 50% der deutschen 
betrugen, machen mit deutscher Hilfe gewaltige Anstren- 
gungen zur Intensivierung ihres Bodens. Für die Franzosen 
gilt die Parole: »Frankreich muß wieder zum Bauernland 
werden!« So wurden von den ca. 6 Millionen ha brachliegen- 
den Gebieten von 1940 auf 1941 bereits 1 Million ha bebaut. 
Viele Länder haben ihre Weideflächen zugunsten des Ge- 
treideanbaues beschränkt, um damit den kalorienverzeh- 
renden Produktionsumweg über den Viehmagen einzu- 
schränken. In den nordischen Ländern werden Futtermittel 
aus Cellulose gewonnen. Fischöl tritt an die Stelle von 
Olivenöl, der Zuckerrübenanbau wird betrieben usf. Nach 
deutschem Vorbild und unter Deutschlands Führung ist 
man überall von der deutschen zur kontinentalen Ernäh- 
rungsschlacht übergegangen! 

Die industrielle Betätigung hat seit Kriegsbeginn einen 
nicht minder starken Auftrieb im europäischen Raum zu ver- 
zeichnen. Ob wir an die Erschließung neuer Bodenschätze, 
an die Nutzung der Wasserkräfte, an die Errichtung bzw. 
Erweiterung von Anlagen zur Neustofferzeugung denken, 
überall hat der Selbstbehauptungstrieb des Kontinents un- 
geahnte Wirtschaftskräfte entfacht. 

Man könnte nun glauben, daß alle diese Maßnahmen nur 
aus einer Art Blockadepsychose geboren seien und daß nach 
dem Kriege, wenn wieder alle Weltmeere offen stehen, die 
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einzelnen Staaten sich erneut den Gesetzen der internatio- 
nalen Arbeitsteilung, die „doch erst den Segen über die 
Menschheit gebracht hat“, verschreiben würden. Alle An- 
zeichen deuten darauf hin, daß dies nicht der Fall sein wird. 
Der Weltkrieg hat die erste Erschütterung in den Glauben 
an die ewige Blüte der Weltwirtschaft gebracht. Ein mehr 
künstliches .Aufflackern des internationalen freien Spiels 
der Kräfte erfolgte nach dem Kriege und ließ zunächst das 
Erlebnis der vier Notjahre vergessen. Den zweiten Schock 
erhielt der Freihandelsgedanke jedoch in der Weltwirt- 
schaftskrise, die mit ihren Millionenheeren an Arbeitslosen 
Zeugnis von den „Segnungen“ der individualistischen 
Epoche ablegte. Die seitdem iji vielen Ländern bewußt und 
intensiv, in anderen Ländern aber nur zögernd geförderte 
autonome national-organische Wirtschaftspolitik dürfte nun- 
mehr, da die Völker bereits zum dritten Male ihr Lehr- 
geld zahlen müssen, einen entscheidenden Anstoß zum 
Festhalten an dem autarkischen Kurs erhalten haben. Das 
Erlebnis der „Wiederentdeckung“ des europäischen Konti- 
nents hält sie in Bann. Man beschränkt sich daher nicht auf 
„Kriegsmaßnahmen“, sondern man macht langfristige Pla- 
nungen: Fünf-, Acht- und Zehnjahrespläne. Die „Kontinen- 
talisierung“ Europas stürmt mit Riesenschritten vorwärts 1 
Daß Deutschland in materieller und ideeller Hinsicht be- 
sonders leidenschaftlich für den Großraumgedanken kämpft, 
ist allzu natürlich. Deutschland hat in zweifacher Weise 
dafür büßen müssen, daß es sich mit seiner bewährten Gründ- 
lichkeit der Weltwirtschaft verschrieb. Im Weltkriege sah 
es sich plötzlich von den überseeischen Rohstoffquellen, 
die es gerade im Kriege mehr als im Frieden benötigte, 
abgeschnitten. In der großen Krise hat die „Werkstätte der 
Welt“ am meisten unter der Arbeitslosigkeit leiden müssen. 
Deutschland hat aus der Erkenntnis der Unhaltbarkeit dieses 
Zustandes praktisch schon seit 1933 die Neuordnung Europas 
vorbereitet. Es muß als ein tragisches Verhängnis betrachtet 
werden, daß die Völker Europas aus Kurzsichtigkeit und 
Konservativismus nicht schon damals uneingeschränkt die 
Notwendigkeit dieser Neuordnung einsahen. Um wievieles 
großzügiger hätte die deutsche Wirtschaftsplanung sich voll- 
ziehen können und wieviele Wirtschaftsprojekte hätten — 
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vom kontinentalen Standpunkt aus gesehen — sinnvoller 
vollzogen werden können! Deutschland als Land der Mitte 
und als Strahlungszentrum der großraumfördernden Kräfte 
hat nun seit Kriegsbeginn trotz Ausrichtung seines gesam- 
ten Wirtschaftspotentials auf das Kriegsziel schon um- 
fassende Pläne für die friedliche wirtschaftliche Neuord- 
nung teils verwirklicht, teils in Angriff genommen. Auf allen 
Gebieten spürt man die Verantwortung der deutschen Wirt- 
schaft für die kontinentale Zukunft. Deutschland ist aus der 
nationalen Planung in die kontinentale Planung, von dem 
national wirtschaftlichen Denken in das kontinentalwirt- 
schaftliche Denken hinübergetreten. Das multilaterale Clea- 
ring, gewissermaßen Hauptbuch und damit Sinnbild einer 
geschlossenen Wirtschaftsunternehmung, ist bereits in 
seinen Grundzügen Wirklichkeit geworden. Die Handels- 
beziehungen zwischen Deutschland und dem europäischen 
Auslande haben sich immer enger gestaltet, ja, man bleibt 
nicht bei dem „Austausch“ stehen, sondern baut die Volks- 
wirtschaften dergestalt um und stimmt sie unter Beseiti- 
gung der vielfachen Handelshemmnisse wie Zölle, Kontin- 
gente und dergleichen derart aufeinander ab, daß von einer 
immer engeren Verflechtung im Sinne einer konstruktiven 
„innerkontinentalen Arbeitsteilung“ gesprochen werden 
kann. So sind bereits die Grundlagen für einen „Block der 
europäischen Auto-Industrie“ geschaffen. Auf dem Gebiet 
der textilen Rohstoffe ist eine enge produktions- und absatz- 
mäßige Zusammenarbeit zwischen Deutschland und den 
meisten übrigen europäischen Ländern eingeleitet worden. 
Zahlreiche sonstige Gemeinschaftsgründungen zeugen von 
dem Willen zu einer besonders engen Wirtschaftsverflech- 
tung, so z. B. die Kontinentale Öl-A.-G. und die Europäische 
Versicherungsgemeinschaft. Die deutsche Land- und Forst- 
wirts chaftsverwaltung ist auch im europäischen Raume 
führend in der Vielseitigkeit und Intensität ihrer Markt- 
ordnungsmaßnahmen. Die europäische Zusammenarbeit geht 
aber weit über die Sphäre der Produktion und des Absatzes 
hinaus. So spricht man bereits von europäischen Arbeits- 
einsatzproblemen, von europäischen Verkehrsproblemen, 
von einem europäischen Recht u. a. m. 

Das künftige Bild der europäischen Wirtschaftsgemein- 
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schaft liegt als Postulat fest. Es ist allerdings nicht ein Pro- 
jekt von , ,Pan f ‘-Phantasten, sondern von verantwortungs- 
bewußten Realisten. Der Rahmen der europäischen Groß- 
raumwirtschaft ist die wirtschaftliche Selbstbehauptung, 
der Inhalt ist soziale und völkische Gerechtigkeit. Die Kon- 
turen des Bildes heben sich bereits ab. An manchen Stellen 
sehen wir schon Formen, die der Vollendung nahe sind. An 
den wirtschaftenden Menschen liegt es, überall die noch 
fehlenden Mosaiksteinchen in das große Bild des geeinten 
europäischen Kontinents einzufügen. Wenn früher die Pläne 
um eine europäische Großraumwirtschaft rein akademischer 
Natur waren, so liegt der Grund in erster Linie darin, daß 
die politischen Voraussetzungen nicht gegeben waren. 
Wenn uns die Politik nunmehr in die Lage versetzt, Groß- 
raumwirtschaft zu betreiben, müssen sich die deutschen 
Führer und Unterführer der Wirtschaft immer wieder vor 
Augen halten, welche Aufgabe ihnen damit gestellt ist: 
Es gilt, das durch die kluge politische Führung und durch 
die Heldentaten der Wehrmacht Geschaffene mit friedlichen 
Mitteln zu erhalten und auszubauen. Mehr denn je muß man 
daher künftig von einer verpflichteten Wirtschaft sprechen! 
Man wird sich im klaren darüber sein müssen, daß auf die 
Dauer ein befriedetes und zufriedenes Europa nicht mit 
Bajonett und Kommißstiefel aufrechterhalten werden kann, 
sondern daß Freiwilligkeit und Einsicht die Völker Europas 
zusammenschmieden muß. Denken und Handeln muß aus 
innerster Überzeugung auf den kontinentalen Vorrang in 
allen Dingen ausgerichtet sein. Wir wissen, daß noch ein 
langer Weg vor uns liegt, bis das uns vorschwebende poli- 
tische und soziale Ideal in Europa erreicht ist. Wir sind uns 
aber auch im klaren darüber, daß wir uns dem Ziele um so 
schneller nähern, je eher die Wirtschaft in der Lage ist, 
den Völkern Europas eine sichere materielle Grundlage und 
günstige Aufstiegsmöglichkeiten zu geben. Wenn erst Magen 
und Kopf die Neuordnung billigen, dann wird auch das Herz 
eher geneigt sein, eine neue Bindung einzugehen, und die 
zentrifugale Entwicklung der europäischen Teilräume nach 
Westeuropa und nach der Weltwirtschaft wird sich um so 
leichter in eine zentripetale nach Zentral europa, nach 
Deutschland, umkehren. Die Wirtschaft wird die Verant- 
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wortung dafür mittragen, daß dieser Entscheidungskampf 
nicht der Vater von Mißgeburten, sondern von prächtigen 
Nachfahren sein wird, die das Schicksal Europas für Jahr- 
hunderte meistern werden. Die Wirtschaft muß Europa aus 
der Notgemeinschaft des Krieges in eine blühende Friedens- 
gemeinschaft führen. Sie muß aber auch dazu beitragen, 
daß Europa nicht ein nur geographischer Begriff bleibt, son- 
dern auch ein politischer Begriff wird, ja eine Lebensgemein- 
schaft der europäischen „Völkerfamilie“ (Daitz) bildet. 
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ERSTER TEIL 

DIE 

GROSSRAUM WIRTSCHAFT 



Ais mächtigster Kontinentalstaat wäre Deutschland mit 
seinen Verbündeten in der Lage, diktatorisch zu bestimmen, 
welche wirtschaftliche Gestalt Europa anzunehmen hätte. 
Deutschland könnte sich auf den Standpunkt stellen, daß die 
Verwirklichung der europäischen Großraumwirtschaft eine 
Notwendigkeit sei, weil sie den deutschen Interessen Rech- 
nung trage. Die Wirtschaftswissenschaft hätte in diesem 
Falle — gezwungenermaßen — eine einfache Aufgabe: sie 
würde die Forderung der Politik mit dem passenden Vokabu- 
larium zu unterbauen haben und könnte die eine oder andere 
Schwäche in ihrem Gedankengebäude etwa mit dem Satz 
überbrücken: Gesetzt die deutsche politische Forderung, 
ergeben sich für die europäischen Volkswirtschaften diese 
und jene Notwendigkeiten . . . ! Die europäische Großraum- 
wirtschaft wird nun kein imperialistisches Gebilde sein, 
sondern der Wirtschaftsorganismus einer „Völkerfamilie“, 
in der jede Gliedgemeinschaft nach ihrem natürlichen Ge- 
wicht (= Volksmasse + Leistung) ein Mitbestimmungs- 
recht erhält. Die „Großraumwirtschaftslehre“ wird somit 
nicht unter politischem Druck stehen, sondern mit rein 
wissenschaftlichen Methoden arbeiten können, um nachzu- 
weisen, daß die Großraumwirtschaft diejenige Form wirt- 
schaftlicher Zusammenarbeit von Volkswirtschaften ist, die 
den einzelnen Staaten auf die Dauer das Höchstmaß an 
völkischer Selbstbehauptung und an materiellem Wohl- 
ergehen zusichert. Im übrigen muß schon jetzt darauf Mn- 
gewiesen werden, daß die Großraumwirt Schaft keine poli- 
tische Erfindung des Jahres 1940 ist, sondern bereits vor 
Jahren, ja sogar Jahrzehnten diskutiert wurde, wobei für 
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das jeweilige Ausmaß der Diskussion der Verlauf der Ver- 
fallskurve der Weltwirtschaft bestimmend war. 1 ) 

Für diejenigen, die die Großraumwirtschaft als solche 
zwar anerkennen, jedoch eine „Führung“ der Großraum- 
wirtschaft als nicht zweckmäßig und auch nicht als notwen- 
dig ansehen, wird die Großraumwirtschaftslehre den Nach- 
weis zu erbringen haben, daß die Wirtschaft einer Völker- 
gemeinschaft ebenso einen Träger haben muß, wie jede 
Wirtschaftsform und -stufe bisher einen Träger gehabt hat. 
In der Hauswirtschaft war es die Familie, in der mittelalter- 
lichen Stadtwirtschaft die Gemeinde, im Merkantilismus der 
Staat, in der modernen Volkswirtschaft . . . hätte es das 
Volk sein sollen. Hier scheint eine Lücke in der Beweis- 
führung zu sein, denn mit Beginn des liberalen Zeitalters 
hörte das Volk in der Tat auf, den Träger seiner Volkswirt- 
schaft zu bilden. Mit dem Auseinanderfallen von Staats- 
raum und Wirtschaftsraum zerrissen mehr und mehr die 
volklichen Bindungen der Wirtschaft. Das ökonomische Prin- 
zip gewann die Herrschaft über das völkische (bzw. nach 
früheren Anschauungen: gemeinwirtschaftlich-staatliche). 
Wurde damit nun alles wirtschaftliche Handeln ausschließ- 
lich von dem Eigeninteresse der Wirtschaftssubjekte be- 
stimmt? Das war durchaus nicht der Fall. Die Wissenschaft 
hat inzwischen eingehend nachgewiesen, daß dieses „freie 
Spiel der Kräfte“ keineswegs ausschließlich von der ökono- 
mischen Leistung freier Vertragspartner und ihrem Kräfte- 
spiel ausgelöst wurde, sondern daß dieses System sehr wohl 
einen Träger hatte. Der eigentliche Lenker der Weltwirt- 
schaft, die mehr oder weniger sichtbare Kraft, die die Spiel- 
regeln von Angebot und Nachfrage weitgehend beherrschte, 
war England! Mit seiner überragenden Seemacht, seinem 



1 ) Interessant ist folgende Feststellung: »Herkunft und Ursprung des 
Wortes „Großraum“ liegen, soweit ich bisher feststellen kann, be- 
zeichnenderweise nicht im staatlichen, sondern im technisch-indu- 
striell-wirtschaftlich-organisatorischen Bereich. An sich sind tausen- 
derlei Wortverbindungen mit „Groß“ möglich und seit langem ge- 
bräuchlich: Großmacht, Großverband, Großhandel usw. ...Das Wort 
„Großraum“ aber erhielt seine erste konkrete, daher für die Begriffs- 
bildung durchschlagende Verwirklichung erst nach dem Weltkrieg, 
und zwar in der Zusammensetzung „Großraumwirtschaft“.« Carl 
Schmitt „Völkerrechtliche Großraumordnung“, Berlin 1941, Seite 4. 
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unendlichen Kolonialbesitz und seinem weltumspannenden 
Geld- und Kreditsystem besaß England praktisch die Mono- 
polstellung, sprich Herrschaft, über den Welthandel. Nicht 
der durch privatwirtschaftliche Initiative geleitete Markt- 
mechanismus,, sondern spezifisch politische Kräfte lösten 
z. B. die Intensivierung der indischen Jutepflanzungen oder 
der ägyptischen und indischen Baumwollkulturen aus. Auf 
der Nachfrageseite war es die von einem bewußten poli- 
tischen Willen geleitete Handelspolitik 1 ), die den Weltmarkt 
von dem englischen Einfluß, zumindest aber seinem Mitbe- 
stimmungsrecht abhängig machte. 

Das Versagen eines Systems spricht gegen seinen Träger. 
England hat die Weltwirtschaft nicht so verwaltet, daß die 
selbstbewußten Volkswirtschaften auf die Dauer einen 
Nutzen in dem vorbehaltlosen Anschluß an das von England 
vertretene und mit Eifer propagierte System sahen. Die Auf- 
teilung der Welt in Besitzende und Habenichtse war nur 
eine, wenn auch die schwerwiegendste Folge der liberalen 
Wirtschaft englischer Prägung, die natürliche Gegenströ- 
mungen auslösen mußte. Dessenungeachtet sind wir aber 
der Ansicht, daß das liberale System auch bei bestem Willen 
seines Trägers letzten Endes gescheitert wäre, und zwar 
einmal wegen des in ihm herrschenden Gestaltungsprinzips 
und zum anderen wegen seiner Raumausdehnung. Das Er- 
werbsprinzip ist auf die Dauer nicht in der Lage, ein brauch- 
bares Ordnungssystem der Wirtschaft zu bilden. Die Grund- 
lage des Erwerbsprinzips ist die Expansion, die dauernde 
Erschließung neuer Räume. Dieser „Breiten“-Expansion 
sind aber mit der zunehmenden Erschließung der Erde 
Grenzen gesetzt. Eine gewisse Markterstarrung (struktu- 



1 ) Den Kartellpolitiker wird z. B. interessieren, daß England bereits 
in einer Zeit, in der es noch die deutschen Wirtschaftslenkungs- 
maßnahmen verhöhnte, folgende Bestimmung in das Vertrags- 
werk des International Rubber Regulation Committee aufnahm: 
»Wer gegen die Gesetzgebung verstößt, hat nach dem Gesetz der 
verbündeten malaiischen Staaten vom 1. Oktober 1936 Geldstrafe, 
Gefängnis oder beides zu gewärtigen. Haussuchungen sind bei be- 
gründetem Verdacht einer Verletzung der Gesetzesvorschriften zu 
veranstalten und sogar Verhaftungen können vorgenommen werden.« 
(Wiedergegeben in „Internationale Kartelle“, Drucksache Nr. 4 der 
Internationalen Handelskammer vom Berliner Kongreß 1937, Seite 12.) 
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reile Krise!) muß eintreten, die zum Übergehen auf das 
Bedarfsdeckungssystem zwingt — wenn die Konjunktur- 
krisen diese Tendenz nicht schon vorzeitig ausgelöst haben 
sollten. Tritt aber an Stelle des Erwerbsprinzips das Be- 
darfsdeckungsprinzip, so würde die Raumausdehnung der 
Welt zu groß sein, um eine sinnvolle Lenkung des Wirt- 
schaftsablaufes zu gewährleisten. Für eine geordnete Wirt- 
schaft bedarf es eines relativ geschlossenen „Ökonomie- 
kreises“ 1 ), um die gewünschten Ordnungsziele zu erreichen. 
Aufgabe der Großraumwirtschaftslehre wird es nun sein, 
mit wirtschaftstheoretischen Argumenten nachzuweisen, 
daß die Großraum Wirtschaft eine natürliche Ergänzungs- 
wirtschaft der Volkswirtschaften eines geschlossenen Le- 
bensraumes ist. Sie wird aber vor allem darzulegen haben, 
welche Funktion der „Träger“ einer solchen Völkerfamilie 
auszuüben hat, damit einerseits die der Großraum Wirt- 
schaft berechtigterweise zu stellenden Aufgaben erfüllt 
werden und andererseits die Glieder des Großraumes nicht 
ein mehr oder weniger tributäres Dasein von Gnaden eines 
raumfremden Trägers führen, wie es ihnen letztlich im 
Zeichen der freien Weltwirtschaft beschieden war. 



*) Ausdruck nach Fraenkel, angeführt bei Nyiri, L„ ,,Die europäische 
Großraumwirt schaft“, Berlin 1936, Seite 35. 
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A, Begriff der Croßraumwirtschaft. 



Der Begriff „Großraum Wirtschaft“ ist wohl zum ersten 
Male von Werner Daitz, dem Vorkämpfer des europäischen 
Großraumgedankens, geprägt worden. Daitz sagt hierzu: 
»Meines Wissens erstmalig im Jahre 1916, aus dem Kriegs- 
erlebnis heraus, wurde dann von mir der Begriff der Groß- 
raumwirtschaft im bewußten Gegensatz zur bis dahin allein 
herrschenden Theorie der Weltwirtschaft gesetzt und der 
Versuch unternommen, dem Begriff Großraumwirtschaft 
Form und Inhalt zu geben.« 1 ) 

Wenn wir den Begriff „Großraumwirtschaft“ in ein wirt- 
schaftswissenschaftliches Ordnungssystem einreihen wollen, 
stehen wir vor einer Schwierigkeit, die uns durch die Ver- 
bindung des Begriffes „Raum“ mit dem Begriff „Wirtschaft“ 
bereitet zu werden scheint. In der Tat ist die Behandlung 
des Raumbegriffes in der Wirtschaftswissenschaft stark ver- 
nachlässigt worden. Dem könnte entgegengehalten werden, 
daß doch der Begriff „Volkswirtschaftslehre eindeutig auf 
die Raumausdehnung, d. h. auf den Raum, über den sich 
die wirtschaftliche Betätigung eines Volkes erstreckt, hin- 
weist. Die Wirtschaftswissenschaft hat nun wohl die histo- 
rischen Wirtschaftsformen (z. B. Haus-, Stadtwirtschaft) in 
ihrer Raumbezogenheit gedeutet, hat sich aber nur wenig 
mit den Raumproblemen der modernen Volkswirtschaft be- 
faßt. Die Ursache ist darin zu suchen, daß die National- 
ökonomie erst in einer Epoche zu einiger Bedeutung ge- 
langte, in der die Wirtschaft prakti sch ra umlos, d. h. eine 
Weltwirtschaft liberalen Gepräges, warTÖieltlässische Volks- 

3 > Werner Daitz ,, Großraumwirtschaft“ im Handwörterbuch der Be- 
triebswirtschaft von Nicklisch, 2, Auf!., Stuttgart 1938, Spalte 2240. 
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wirtschaftslehre befaßt sich daher nicht etwa mit den Be- 
ziehungen eines Volkes zu seinem Wirtschaftsraum, wie 
aus diesem Begriff zu schließen wäre, sondern mit allge- 
meinen ökonomischen Themen, wie z. B. Geld, Kredit, Kon- 
junktur, Einkommen usw., die an sich Probleme einer allge- 
meinen „Wirtschaftslehre“ sind. Nur wenige Versuche zur 
Darstellung einer wirklichen Volkswirtschaftslehre sind 
gemacht worden. Es wird die künftige große Aufgabe der 
Wirtschaftswissenschaft sein, die ökonomischen Erkennt- 
nisse in Beziehung zu den Faktoren „Raum“ und „Volk“ 
zu setzen, d. h. eine „Ganzheitslehre“ zu schaffen, die die 
klassischen Gesetze der Nationalökonomie entsprechend den 
räumlichen Gegebenheiten und politischen Zielsetzungen 
der Volkswirtschaft abwandelt. 

Die Theorie der Großraumwirtschaft hätte somit 

1. die Wirtschafts Verfassung einer Volkswirtschaft, die 
einem Großraumverband angehört, darzustellen, 

2. die ideellen und materiellen Beweggründe eines Groß- 
raumanschlusses zu erörtern, 

3. Untersuchungen über die etwaige Umgestaltung der 
einzelnen Teilglieder des Großraumes im Rahmen der 
Großraumwirtschaft anzustellen und 

4. somit ein Gesamtordnungssystem der Großraumwirt- 
schaft zu entwickeln. 

Eine Begriffsbestimmung der Großraumwirtschaft zu 
geben, ist schwierig, denn die Vielzahl der Merkmale würde 
eher zu einer Begriffsverwirrung als zu einer Begriffsklärung 
führen, wenn man sie in eine kurze „Definition“ pressen 
wollte. Wir wagen trotzdem, so kurz und so vollständig wie 
möglich zu definieren: 

Großraumwirtschaft ist die nach den Grund- 
sätzen gegenseitiger Präferenzierung, rationeller 
Ergänzung der produktiven Kräfte, gerechter Lei- 
stungsbewertung und weitestgehender Wahrung 
völkischer Belange geordnete Gesamtheit der wirt- 
schaftlichen Beziehungen zwischen aut arkiebewuß- 
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ten Volkswirtschaften eines relativ geschlossenen 
Lebensraumes. 1 ) 

Diese Definition zu erläutern, d. h. eine Darstellung über 
Wesen, Ursachen, Ziele und Voraussetzungen der Groß- 
raumwirtschaft zu geben, wird im nachfolgenden unsere 
Aufgabe sein. Wir bemühen uns dabei, allgemeine Gesetze 
der Großraumwirtschaft herauszuarbeiten, d. hf nicht spe- 
ziell von den europäischen Verhältnissen auszugehen. 

X ) Diese Definition geht davon aus, daß die Großraumwirtschaft in erster 
Lime eine Zweckgemeinschaft ist. Wenn wir die Gedankengänge 
von Werner Daitz zugrundelegen (siehe das Kapitel „Das »Gesetz des 
Raumes* als Lebensgesetz der Völker“ Seite 60), würde die Definition 
etwa wie folgt zu lauten haben: »Die Großraumwirtschaft ist die Ge- 
samtheit der wirtschaftlichenBeziehungen zwischen denGliedern einer 
Völkerfamilie.« Hier steht also der Gedanke der biologischen Ver- 
bundenheit der Völker im Vordergründe. Die wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit ist nur eine Folge der bestehenden Lebensraumgemein- 
schaft — wobei allerdings letzterer Begriff näher zu umreißen wäre. 
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ß. Die Grundlagen der Großraumwirtschaft 



I. Das Autarkiebewußtsein. 

Der Kern allen großraumwirtschaftlichen Strebens liegt 
im Autarkiebewußtsein. Das Autarkiebewußtsein drückt sich 
in dem Willen eines Volkes aus, aus eigener Kraft leben zu 
können, d. h. in der Befriedigung seiner Lebens- und Schutz- 
bedürfnisse nicht von Kräften und Mächten abhängig zu 
sein, auf die es keinen Einfluß haben kann. Der eigene Raum 
und die aus ihm entwickelten produktiven Kräfte müssen 
imstande sein, Selbstversorgung, Selbstbestimmung und 
Selbstverteidigung auf alle Zeiten sicherzustellen. »Eine 
solche Lebenshaltung aber ist oberstes Gesetz für alle 
Lebensordnungen dieser Welt. Denn die Natur als ewiges 
Leben läßt nur diejenigen Lebensordnungen als lebens- 
beständig bestehen, die an erster Stelle aus eigenem Raum 
und eigener Kraft zu leben vermögen; die ihr Leben auf 
Selbstverteidigung gründen.« 1 ) Der Autarkiebegriff hat aber 
noch ein weiteres wichtiges Wesensmerkmal: die Autarkie 
strebt nach einer gesunden Harmonie wirtschaftlichen 
Schaffens und — da die Wirtschaft eine wichtige Lebens- 
äußerung des Menschen ist — damit des Lebens überhaupt. 
Sie bedeutet »organische und damit harmonische Zuord- 
nung von Mensch und Boden, Stamm und Landschaft, Volk 
und Raum«. 2 ) Die Monokultur, wie sie sich uns demgegen- 
über in der arbeitsteiligen Weltwirtschaft darstellt, ist »als 
geistige Haltung: Sucht, als Lebensprinzip: Einseitigkeit, 

1) Werner Daltz, „Autarkie als Lebens- und Wirtschaftsordnung“. Na- 
tionalsozialistische Monatshefte, Heft 129, Dezember 1940, Seite 739. 

2 ) Haushofer-Vohwinckel, Geleitwort zum Sonderheft über „Struktur- 
fragen der Großraumwirtschaft“ in der „Zeitschrift für Geöpolitik“, 
12. Heft, Dezember 1940, Seite 569. 
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als Wirtschaftsgrundsatz: Arbeitsteilung mit Gefahr ihrer 
Übersteigerung, als Berufsausbildung: Spezialisierung, als 
biologische Seinsform: Verarmung. Monokultur ist keine 
Dauerform des Lebens. Sie endet in Raubbau. Sie bedarf 
eines steten, aus einseitigem Antrieb erwachsenden Kraft- 
aufwandes, um erhalten zu bleiben. Sie ist anfällig gegen 
Einwirkungen von außen, weil ihr die Fülle der Ausweich- 
möglichkeiten fehlt, die der organisch ausgeglichene Zu- 
stand der Autarkie besitzt«. 1 ) 

Dieser Autarkiebegriff unterscheidet sich grundlegend von 
dem der liberalen Wirtschaftslehre. Dort bedeutete Autarkie 
so viel wie Selbstgenügsamkeit im Sinne von Selbstbeschei- 
dung, Abgeschlossenheit, Abkapselung und gewaltsame Ab- 
trennung aus dem „lebendigen Organismus der Weltwirt- 
schaft“. Sie wurde früher gewissermaßen negativ als etwas 
Abzulehnendes beurteilt, die Verfechter des Autarkiegedan- 
kens der Rückständigkeit bezichtigt. Autarkie in unserem 
Sinne ist demgegenüber Ausdruck des stolzen Willens eines 
Volkes zur Selbstbehauptung und damit geistige Haltung 
und Lebensprinzip. 

Ein so gearteter Lebenswille muß die weltwirtschaftliche 
Arbeitsteilung ablehnen. Die internationale Arbeitsteilung 
stellt das Individuum und seine wirtschaftlichen Über- 
legungen in den Vordergrund; die Autarkie ordnet die wirt- 
schaftlichen Vorgänge den volkswirtschaftlichen Interessen 
unter. Es ist hier nicht der Platz, nähere Untersuchungen 
darüber anzustellen, inwieweit die maximale internationale 
Arbeitsteilung, die zwangsläufig mit einer echt freihändle- 
rischen Politik verbunden sein muß, überhaupt im wirklichen 
Leben der Wirtschaft bestanden hat. Selbst wenn sie 
bestanden hätte oder bestehen könnte, liegt aber in diesem 
System doch ein fundamentaler Fehler. Der Gedanke der 
internationalen Arbeitsteilung »geht nämlich von der Vor- 
stellung aus, als existiere die Wirtschaft isoliert und ohne 
Zusammenhang mit den übrigen Bereichen des Lebens der 
Völker. Er übersieht oder mißachtet die Tatsache, daß der 
größtmögliche Ertrag bei internationaler Arbeitsteilung nur 
erzielt werden kann auf Kosten anderer Belange des Volkes : 

*) Haushofer-Vohwinckel, a.a.O., Seite 570. 
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auf Kosten einer gesunden Bevölkerungsverteilung, auf 
Kosten eines seßhaften Bauernstandes, auf Kosten vieler 
kultureller und sozialer Ziele und nicht zuletzt auf Kosten 
der Wehrhaftigkeit und Sicherheit«. 1 ) Da demnach die Wirt- 
schaft eines Volkes kein Eigendasein führt, kann man um- 
gekehrt sogar folgern, daß letzten Endes die weltwirtschaft- 
liche Arbeitsteilung auch vom wirtschaftlichen Standpunkt 
aus unvernünftig und deshalb abzulehnen ist. 

Autarkie ist aber nun nicht mit dem völligen Abschluß 
einer Volkswirtschaft von der Weltwirtschaft gleichzusetzen. 
Ja, meistens wäre geradezu die Zielsetzung der Autarkie 
gefährdet, wenn dieser Abschluß in vollem Umfange er- 
folgen würde. Denn alle Volkswirtschaften, die nur über 
eine begrenzte „innenbedingte Tragfähigkeit“ 2 ) verfügen — 
und das sind die meisten — würden in dem Maße mit stei- 
genden Aufwendungen und sinkenden Erträgen zu rechnen 
haben, in dem ihre Zurückziehung aus der Weltwirtschaft 
betrieben wird, ja sie würden sogar in einem gewissen Punkt 
auf technische Grenzen der Autarkie stoßen. Würde also 
die Autarkiepolitik, d. h. das Abgehen von der internationalen 
Arbeitsteilung, zu weit vorgetrieben werden, so wäre die 
zwangsläufige Folge, daß die volklichen Belange, um derent- 
willen die Autarkie überhaupt angestrebt wird, letzten Endes 
nicht mehr gewährleistet sind. Wie die überspitzte Mono- 
kultur geistige und biologische Verarmung bedeutet, würde 
die überspitzte Autarkie materielle Verarmung und damit 
zwangsläufig auch geistigen und biologischen Verfall be- 
deuten, oder anders ausgedrückt: wie bei der internationalen 
Arbeitsteilung mit dem Volk die Wirtschaft, so muß bei 
konsequenter Autarkie mit der Wirtschaft das Volk zu- 
grundegehen (Predöhl) . Eine autarke Wirtschaftspolitik hat 
daher „nach dem Optimum der völkischen Belange“ zu stre- 
ben. Sie hat die Autarkisierung bis zu dem Punkt — aber 
auch nur bis zu diesem — voranzutreiben, in dem der ideelle 

x ) Predöhl, „Die sogenannten Handelshemmnisse und der Neuaufbau 
der Weltwirtschaft“, Weltwirtschaftliches Archiv, 52. Band (1940 II), 
Seite 197. 

2 ) Ausdruck nach A. Fischer, „Zeitschrift für Geopolitik“, 2. Jahrgang 
1925, 2. Halbband, Seite 846. 
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und materielle Gesamtnutzen für die Volkswirtschaft am 
höchsten liegt. 



II. Die Großraumautarkie. 

Es ist nun, wie gesagt, die Tragik der meisten Volkswirt- 
schaften, daß trotz intensivster Förderung des Wirtschafts- 
potentials ihr volkliches Optimum in einer Zone liegt, die 
immer noch eine weitgehende ,, Außenorientierung“ erforder- 
lich macht. Um nun trotzdem in der Deckung des lebensnot- 
wendigen Bedarfes nicht von der durch fremde Kräfte und 
Mächte beeinflußten Weltwirtschaft abhängig zu sein, ist 
die natürliche Folge die, daß die nach Autarkie strebenden 
Volkswirtschaften ihren lebenswichtigen Ergänzungsbedarf 
im Nachbarraum zu decken suchen. Hier setzt aber folge- 
richtig das Problem der Ergänzungswirtschaften, d. h. der 
Großraumwirtschaft, ein. Die dogmatische Einseitigkeit, die 
Befangenheit in der weltmarktorientierten Denkungsweise, 
nicht zuletzt aber die früheren politischen Konstellationen 
und Konzeptionen ließen bisher grundsätzlich nur die Anti- 
these „Autarkie oder Weltwirtschaft“ zu. Der Gedanke der 
Großraumwirtschaft, d. h. des engen Zusammenschlusses 
mehrerer selbständiger Volkswirtschaften zu einer orga- 
nischen handeis- und produktionsmäßigen Ergänzungs Wirt- 
schaft, wurde zwar bisweilen diskutiert, doch fast durchweg 
als praktisch nicht durchführbar bezeichnet und zwar im 
wesentlichen deshalb, weil man die für eine derartige Zu- 
sammenarbeit erforderlichen politischen und wirtschafts- 
organisatorischen Voraussetzungen nicht für realisierbar 
hielt. 1 ) Die Entwicklung der letzten Jahre hat nun nicht nur 
in Europa, sondern in der ganzen Welt als natürliche Folge 

*) Unbeirrbar hat demgegenüber Werner Daitz schon seit dem ersten 
Weltkriege den Gedanken vertreten, daß die Begründung großräu- 
miger Lebensraumwirtschaften der einzige Ausweg aus dem Chaos 
der Weltwirtschaft und der einzige Weg zur Neuordnung der Be- 
ziehungen zwischen den Völkern ist. (Vgl. Werner Daitz: Ausge- 
wählte Reden und Aufsätze, Teil 1: Deutschlands Wirtschaftsordnung 
aus eigener Kraft und eigenem Raum. Teil 2: Deutschland und die 
europäische Großraumwirtschaft. Berlin 1938). 



31 



der Abkehr von der liberaiistischen Wirtschaftsauffassung 
die Bildung von Ergänzungswirtschaften, Verbundwirt- 
schaften oder Großraumwirtschaften gezeigt. Vom Frei- 
handel als Ausdruck des theoretischen Maximums der 
„kostenraum“-orientierten Weltwirtschaft und dem „korri- 
gierten“ Freihandel des (immer noch stark mechanisieren- 
den) Meistbegünstigungssystems ausgehend, setzte bereits 
in der liberaiistischen Außenhandelsepoche eine zunehmende 
„Regionalisierung“ der Handelsbeziehungen durch die 
Grenz-, Regional-, Kolonial- und sonstigen „Klauseln“ ein. 
Von den zahlreichen handelspolitischen Blockbildungen der 
Vergangenheit seien nur erwähnt: die nordische, baltische, 
iberische und insbesondere die British-Empire-Klausel. Über 
den Rahmen bloßer zollpolitischer Regionalisierung hinaus- 
gehend können Blockbildungen wie die der Oslo-Konvention 
und der Balkan-Entente angesehen werden. Eine noch inten- 
sivere Verbundwirtschaft wurde aber erst mit dem Ausbau 
des Gegenseitigkeitsprinzips durch die Verrechnungsab- 
kommen eingeleitet. 1 ) 

Wenn schon die Blockbildungen handeis- und verrech- 
nungspolitischer Prägung eine weitgehende Verflechtung 
der beteiligten Volkswirtschaften herbeiführen, so hat die 
Großraumwirtschaft noch höher gesteckte Ziele. Sie will 
nicht nur den „Handel“ der Teilglieder des Großraumes 
intensivieren, sondern sie will darüber hinaus zum Nutzen 
aller beteiligten Volkswirtschaften eine Mobilisierung aller 
komplementären Wirtschaftskräfte des Großraumes an- 
streben und greift damit unter Umständen tief in die Struk- 
tur einer Volkswirtschaft ein und gestaltet sie entsprechend 
den großraumwirtschaftlichen Zielsetzungen um. 



III. Das Raumbewußtsein. 

Hier setzt aber das Problem der „kleinen Länder“ ein. 
Wir gingen bei unseren Betrachtungen über das „Autarkie- 

1 ) „Die Bedeutung des Clearingverkehrs erhellt aus der Tatsache, daß 
Deutschland bereits im Jahre 1936 ca. 80% seines Gesamtaußenhandels 
im Zweiseitigkeitsverkehr abwickelte.“ Aus „Der Welthandel ioi 
Clearingverkehr“, Kurt Schneider, Berlin 1937. 



bewußtsein“ von dem Bestreben einer Volkswirtschaft nach 
eigenständiger Wirtschaftsgestaltung aus. Wenn wir uns 
die europäische Großraumwirtschaft vor Augen führen, so 
könnte mit den autarkiestrebigen Räumen nur Deutschland 
und sein Achsenpartner gemeint sein. Den übrigen Ländern, 
insbesondere den kleineren, fehlen die allernotwendigsten 
Voraussetzungen für eine selbständige Autarkiepolitik, es 
sei denn, daß sie sich in eine hoffnungslose „Zwangsautarkie“ 
hineinmanövrieren wollten, die letzten Endes ihren Unter- 
gang im Sinne unserer obigen Ausführungen über die „Opti- 
mumpolitik“ bedeuten würde. Die mangelnde Autarkie- 
begabung war es daher auch, die die kleinen Länder bis 
in die letzte Zeit hinein zu eifrigen Verfechtern des Frei- 
handelsgedankens stempelte. Wenn wir nun für die Achse 
das Postulat der Autarkie aufstellen, so müssen wir ent- 
sprechend unseren eingangs gemachten Ausführungen, wo- 
nach die Achsenmächte keinen europäischen „Zwangs- 
großraum“ herbeizuführen beabsichtigen, die Möglichkeiten 
für das Verhalten der kleinen Länder gegenüber dem „Groß- 
raumrumpf“ untersuchen : 

a) Die nationale Autarkie, die ihnen ein Leben aus eigener 
Kraft und eigenem Raum ermöglichen würde, scheidet 
für sie völlig aus. 

b) Eine weitere Möglichkeit wäre die, daß sich die Klein- 
volkswirtschaften durch eine entsprechende Expan- 
sionspolitik zu Großvolkswirtschaften erweitern und 
dadurch zu einer souveränen Gestaltung ihres Schick- 
sals befähigt würden. 1 ) Es wäre hier das Beispiel 
Hollands und Belgiens anzuführen, die mittels ihrer 
überseeischen Besitzungen eine mehr oder weniger 
wirksame Autarkiepolitik betreiben könnten. Aber 
selbst wenn eine Selbstversorgung dieser Wirtschafts- 
räume möglich sein würde, muß dennoch unter Hinweis 
auf unsere späteren Ausführungen über die „Raum- 
lage“ des Großraumes diesem Gebilde eine dauernde 
und gesicherte Lebensfähigkeit abgesprochen werden. 

J ) Vgl. hierzu Hermann Bente: „England und Deutschland im Kampf 
um die Neuordnung der Weltwirtschaft“. Berlin 1940, Seite 32. 
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c) Die Kleinvolkswirtschaften könnten sich fernerhin 
gruppenweise zu einem Großraum Zusammenschlüßen. 
Es ergäben sich hierbei regionale handelspolitische 
Zusammenschlüsse, wie wir sie bereits im Balkan- 
Bund und in den Oslo-Konferenzen erlebt haben. Aber 
auch diese Raumzusammenschlüsse waren einerseits 
wegen des mangelnden komplementären Charakters 
der Teilräume, zum anderen wegen der völligen strate- 
gischen Abhängigkeit von Großmächten, die außer- 
halb dieses Raumgebildes lagen, nicht existenzfähig. 

d) Die Kleinvolkswirtschaften könnten vielleicht die 
Ansicht vertreten, daß ihr Bestand wie bisher ohne 
Bindung an andere Räume im „Freihandel“ gewähr- 
leistet sei. Hierzu ist aber zu sagen, daß das System 
des Freihandels bzw. der internationalen Arbeitstei- 
lung vor diesem Kriege schon weitgehend funktions- 
unfähig war und während dieses Krieges an seiner 
inneren Unzulänglichkeit völlig zerbrochen ist. Auch 
nach dem Kriege dürfte es kaum wiederkehren, denn 
die Weltwirtschaft in ihrer Gesamtheit strebt in- 
zwischen mit Riesenschritten regionalen Blockbil- 
dungen zu. Was wäre die Folge für die kleinen Volks- 
wirtschaften bei einem etwaigen Festhalten an frei- 
händlerischen Tendenzen? Sie würden durch ihre 
Raumungebundenheit, d. h. raumlose Orientierung, 
praktisch zur „Zwangsautarkie“ verurteilt sein. 

e) Das Fehlen aller Möglichkeiten zur „Fernorientie- 
rung“, die mangelnde Autarkiebegabung, sowie die 
innere Unzulänglichkeit aller sonstigen handelspoli- 
tischen Projekte fordert daher gebieterisch den An- 
schluß an den Großraumrumpf, der im übrigen auch 
zur Zeit der blühendsten Freihandelsära ihr bester 
Handelspartner war. So ist es nicht das politische 
„Druckpotential“ der Kernmächte, das die Klein- 
staaten zur Anlehnung an den Großraum zwingt, son- 
dern die natürlichen geographischen Voraussetzungen 
und die elementarsten wirtschaftlichen Notwendig- 
keiten der kleinen Staaten zwingen sie dazu! Es be- 
steht daher für die Klein Volkswirtschaften kein anderer 



Ausweg, als sich auf Gedeih und Verderb der Groß- 
raumwirtschaft anzuschließen. Damit dürfte eindeutig 
geklärt sein, daß die Großraum Wirtschaft auch ohne 
irgendwelche „Initiative“ der Siegerstaaten eine 
zwangsläufige Folge der weltwirtschaftlichen Ent- 
wicklung ist. 

Wenn nun Deutschland der berufene „Träger“ der Groß- 
raumwirtschaft ist, muß dieser Träger es sich zur Pflicht 
setzen, sein Lehen derart zu verwalten, daß die Teilglieder 
des Großraumes in ihr nicht einen schlechten Ersatz der 
Weltwirtschaft sehen 1 ), sondern eine Lebensgemeinschaft, 
die ihnen weit mehr zu bieten hat als die Pseudofreiheit 
der liberalen Epoche. 

Obwohl wir sahen, daß der Großraum ursprünglich ein 
Ökonomiegebilde ist und die ökonomischen Einzelinteressen 
der Teilräume den Großraumzusammenschluß bewirken, 
kann auf die Dauer ohne üb er wirtschaftliche Gemeinsam- 
keiten keine fruchtbare Zusammenarbeit gewährleistet sein. 
Bei der rein ökonomischen Gestaltung des Großraumlebens 
würde die Gefahr bestehen — wie wir dies bei der Beur- 
teilung der internationalen Arbeitsteilung bereits sahen — , 
daß die volklichen Belange bei der Ausgestaltung der inner- 
kontinentalen Arbeitsteilung nicht im erforderlichen Maße 
respektiert werden würden. Der Träger der Großraumwirt- 
schaft darf daher nicht nur ökonomischer Gestalter, sondern 

*) Es wäre töricht, wenn man seinen Blick vor der Tatsache ver- 
schließen wollte, daß die Kleinvolkswirtschaften des europäischen 
Raumes während der Dauer des Krieges und wahrscheinlich auch 
noch einige Jahre nach dem Kriege unter ungünstigeren wirtschaft- 
lichen Bedingungen leben bzw. leben werden, als dies vor dem Kriege 
der Fall war. Diese Volkswirtschaften müssen aber bedenken, daß 
an dieser Tatsache in erster Linie die britisch-amerikanische Blockade 
Europas schuld ist, die einmal eine erst in ihrem Anfangsstadium be- 
findliche Intensivierung des Großraumes, zum anderen aber eine 
durch die Anforderungen eines totalen Krieges in Anspruch ge- 
nommene Großrau mwirtschaft traf. Wenn erst die Rüstungsanforde- 
rungen zurückgeschraubt werden können, wenn erst ein Ausbau der 
europäischen Wirtschaft auf breiter Basis möglich sein wird und 
wenn schließlich wieder ein blühender Ergänzungshandel mit Über- 
see wird erfolgen können, werden die Blicke der Kleinvolkswirt- 
schaften nicht mehr in das „goldene Zeitalter“ der liberalistisch-kapi- 
talistischen Epoche des Welthandels zurückzuschweifen brauchen. 
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er muß auch ein verantwortungsbewußter Führer der Völker- 
familie des Großraumes sein. Das Maß dieses Verantwor- 
tungsbewußtseins bestimmt aber wieder den Grad des Ver- 
trauens, daß die Teilräume dem Führungsraum entgegen- 
bringen. Verantwortungsbewußtsein auf der einen und Ver- 
trauen auf der anderen Seite stellen das „Großraumbewußt- 
sein“ dar. Es ist notwendig, diesen Problemkreis wegen 
seiner entscheidenden Bedeutung für den dauerhaften Be- 
stand einer Großraumwirtschaft eingehender darzustellen. 



1. Das Raumbewußtsein der Teilglieder. 

Das Vertrauen der Raumglieder drückt sich in dem Be- 
wußtsein aus, daß der Anschluß an die Großraumwirtschaft 
für sie letzten Endes die beste materielle und auch ideelle 
Wohlfahrt bedeutet. Das Vorhandensein dieses Raum- 
bewußtseins ist aus folgenden Gründen notwendig: Der 
Anschluß an den Großraum bedeutet zunächst die Ab- 
kehr von dem uneingeschränkten ökonomischen Prinzip. 
Wenn nun in der Großraumwirtschaft die wirtschaftlichen 
Vorgänge sich nicht immer nach rein ökonomischen Ge- 
sichtspunkten abwickeln können, muß ein seelischer Aus- 
gleich, eine Einsicht vorhanden sein, die etwaige Opfer in 
Kauf nehmen lassen. Durch die Gemeinschaftsidee des Groß- 
raumes müssen etwaige vorübergehende oder dauernde 
Einzelnachteile im Interesse der Gesamtheit hingenommen 
werden. Die Idee des Großraumopfers, die sich in dem Be- 
griff „Vorrang des Raumes“, d. h. Voranstellung der Raum- 
interessen bei allen wirtschaftlichen Überlegungen und 
Handlungen, zusammenfassen läßt, muß in die Glieder des 
Großraumes hineingetragen und ständig gefördert werden. 
Wenn die Völker des Großraumes diesen Dienst an der 
Gemeinschaft mit aufrichtigem Willen erfüllen, werden alle 
Raumglieder feststellen, daß letzten Endes die zusammen- 
geballte und sinnvoll gelenkte Leistungskraft der Groß- 
raumwirtschaft auch die „Segnungen“ des rein ökono- 
mischen Prinzips übertreffen wird. (Vgl. hierzu den Ab- 
schnitt „Das Raumpotential“ Seite 49.) 
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Im nachfolgenden wird eine systematische Darstellung 
derjenigen Grundrechte und Grundpflichten der Teilglieder 
gegeben, die für die Weckung und Förderung des Groß- 
raumbewußtseins unerläßlich sind: 

a) die Sicherung des Raumes. 

Der Großraum muß eine gesicherte Friedensgemein- 
schaft darstellen. Die sich aus dieser Forderung er- 
gebenden Pflichten obliegen in erster Linie der Raum- 
führung (siehe Seite 41). Aber auch die übrigen Raum- 
glieder haben zu dieser fundamentalen Zielsetzung 
des Großraumes einen entscheidenden Beitrag zu 
liefern: Bindungen an andere Großräume oder Teil- 
räume derselben sind zu unterlassen, wenn sie Span- 
nungen mit anderen Großräumen hervorzurufen geeig- 
net sind, Scarfoglio sagt hierzu: »Die genaue Formu- 
lierung des Kontinentalgefühls kann nur folgende sein: 
Alles, was eine Nation des Kontinents schädigt oder 
sie unterdrückt, schädigt oder unterdrückt den gesam- 
ten Kontinent; alles, was einer Nation des Kontinents 
Vorteil bringt, ohne Nachteil für andere, ist vorteilhaft 
für den gesamten Kontinent; wer eine Festlandsnation 
gegen die andere aufbringt, ist ein Feind des gesamten 
Kontinents und muß ohne Zögern außer Gefecht ge- 
setzt werden.« 1 ) Zur Sicherung der Raumeinheit nach 
innen und des Raumschutzes nach außen muß das 
Raumglied darüber hinaus einen zumutbaren Beitrag, 
der sowohl positiv in Form von Leistungen als auch 
negativ in Form eines Verzichtes bestehen kann, 
liefern. 

b) die Integrität der Nationen: 

Die Souveränität oder besser die Selbständigkeit 
der Staaten muß unangetastet bleiben. Dies bezieht 
sich in erster Linie auf die Wahrung des völkischen 
Eigenlebens der Raumglieder. Die Großraumwirtschaft 
soll kein „Kulturesperanto“ und kein „melting pot“ 
amerikanischen Gepräges sein. Völkische Homogenität 

3 ) Carlo Scarfoglio, ,, Europa ohne England“, Dresden 1940, Seite 14. 

37 



ist in keiner Weise erwünscht, ja im Gegenteil, die 
Heterogenität, soweit sie aus einer gesunden völkischen 
Substanz hervorgeht, muß innerhalb der Völkerfamilie 
gefördert werden. Allerdings auf allen Gebieten, die 
das Großrauminteresse berühren, muß sich das Raum- 
glied gewissermaßen gedanklich aus seiner räumlichen 
Enge lösen und großräumisch denken. Dies gilt ins- 
besondere für den rein wirtschaftlichen Bereich. Zur 
Herbeiführung einer sinnvollen räumlichen Arbeits- 
teilung, d. h. zur Sicherung der Großraumplanung, 
werden vielfach Maßnahmen erforderlich sein, die den 
nationalen Interessen zunächst zuwiderzulaufen schei- 
nen, die sich aber auf lange Sicht letzten Endes auch 
für die Nationalwirtschaft als nützlich erweisen wer- 
den. Diese „Großraumeinsicht“ zu fördern, d. h. die 
Zonen der nationalen Souveränität mit denen des Groß- 
raumvorranges in Einklang zu bringen, wird eine der 
schwierigsten Großraumaufgaben sein. Daß diese Auf- 
gabe gelöst werden muß, ist, um es nochmals zu be- 
tonen, keine politische Forderung unserer Tage, son- 
dern eine alte Wirtschaftserkenntnis. Schon 1932 
schrieb Karl Krüger: ». . . In einer wahrscheinlich noch 
ziemlich fernliegenden Periode werden sich die Einzel- 
staaten als „Genossenschaftler“ am Großraum be- 
quemen müssen, zur Hebung des Wohlstandes der 
Gesamtheit von ihrer bisherigen egoistisch-nationa- 
listischen Wirtschaft abzugehen und sie planvoll einzu- 
ordnen in die Gesamtwirtschaft.« 1 ) 

c) die Dauerhaftigkeit der Großraumwirtschaft. 

Die Gewähr für den dauerhaften Bestand der Groß- 
raumwirtschaft darf nicht nur von der militärischen, 
sondern muß auch von der wirtschaftlichen Seite her 
bestehen. Wenn ein Staat seine Wirtschaft mit Rück- 
sicht auf die Großrauminteressen in einem Ausmaße 
ausbaut bzw. umgestaltet, wie er es bei Nichtbestehen 
einer großräumlichen Verflechtung niemals getan hätte, 
muß ihm die Sicherheit gegeben sein, daß seine Ver- 

*) Karl Krüger, ,, Deutsche Großraumwirtschaft“, Hamburg 1932, SeitelT. 
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bindung mit der Großraumwirtschaft dauerhaft ist, 
denn eine grundlegende wirtschaftspolitische Ände- 
rung würde naturgemäß das betreffende Land in eine 
Katastrophe von unabsehbarem Ausmaße führen. 

d) die gerechte Leistungsbewertung (Gegenseitigkeits- 
prinzip). 

Zur Förderung des Großraumbewußtseins ist weiter 
von wesentlichem Belang, daß die einzelnen Raum- 
glieder mit einer gerechten Bewertung ihrer Leistung 
rechnen können. Eine der schwierigsten Aufgaben der 
Großraumwirtschaft ist die gerechte Leistungsbemes- 
sung, die in der zwischenstaatlichen Mengen- und 
Preispolitik zum Ausdruck kommt. Die Mengenbestim- 
mung in Form von Liefer- und Abnahmeverpflich- 
tungen sowie die Leistungsbewertung müssen zwischen 
den Teilgliedern loyal und gerecht festgelegt werden. 
Mehrleistungen müssen unbedingt geachtet und ver- 
gütet werden. Die Großraumwirtschaft darf sich auf 
keinen Fall durch Neidgefühle dazu bewegen lassen, 
den gesamten Raum in eine „alles nivellierende wirt- 
schaftliche Einheitsform zu pressen“ (Landfried). 

e) die Sicherung des Rechtes auf Arbeit. 

Durch die Großraumplanung darf Arbeitslosigkeit 
im Großraum nicht hervorgerufen werden, wie auch 
auf der anderen Seite für die Beseitigung bestehen- 
der Arbeitslosigkeit bzw. Unterbeschäftigung Sorge zu 
tragen ist. Die Gewährleistung des Arbeitsplatzes be- 
deutet Gewährleistung des Arbeitsfriedens, der eine 
wesentliche Voraussetzung für einen politischen Frie- 
den und damit für den dauerhaften Bestand der Groß- 
raumwirtschaft ist. 

f) die Sicherheit der Werte. 

Die Grundlage für eine erfolgreiche Großraumwirt- 
schaft ist ein fester und dauerhafter Wertmaßstab. 
Erst das Bewußtsein der Wertsicherung schafft Lei- 
stungsfreudigkeit. Die Krisenbeseitigung trägt damit 
weitgehend zur Förderung des Großraumvertrauens bei. 
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2. Das Raumbewußtsein der Raumführung. 

Wenn bisher fast alle großraumwirtschaftlichen Bestre- 
bungen in Europa scheiterten, so war diese Tatsache ins- 
besondere darauf zurückzuführen, daß es an einer plan- 
vollen Gesamtleitung des Großraumes fehlte. Wie eine 
Lebensgemeinschaft auf die Dauer nur auf Grund sachlich 
und moralisch autoritativer Führung existenzfähig ist, 
braucht auch eine Großraumgemeinschaft eine Führung, 
d. h. einen Großraumträger. »... Daß die allgemeine Aus- 
richtung des Großraums und seiner Glieder auf die in ihm 
vorhandenen Großwirtschaftsmächte erfolgt und erfolgen 
muß, erscheint im wahrsten Sinne des Wortes natürlich, 
denn auch in der Natur rankt sich um das Starke das Schwä- 
chere.« 1 ) Führen in der Großraum Wirtschaft ist kein „Herr- 
schen“ im imperialistischen Sinne. „Beherrscht“ werden 
Untergebene. Die Großraumwirtschaft ist aber eine frei- 
willige Gemeinschaft, in der jedes Glied nach seinem Ge- 
wicht mitbestimmend ist. Das Mittel des Herrschens ist die 
Gewalt, das Mittel des Führens ist demgegenüber die Ein- 
sicht der Geführten in die freiwillige Anerkennung des 
Führers. »Eine Großraumwirtschaft, die alle Stürme über- 
stehen soll, wird nicht aufgebaut, indem die Staaten, die 
den Großraum bilden, wirtschaftlich von dem Führungsstaat 
abhängig gemacht und geknebelt werden. Die Grundlage für 
ein langes Bestehen ist das Vertrauen zu diesem. Die den 
Großraum bildenden Völker sind sozusagen wirtschaftliche 
Bundesgenossen des Führungsstaates.« 2 ) Zum Führen ist 
nicht nur Macht, sondern sind auch Voraussetzungen sach- 
licher und moralischer Art erforderlich. Vor allem darf der 
Führerstaat nicht nur die Vorteile aus seiner Führerstellung 
ziehen, sondern er muß auch die Bürden und Opfer der Groß- 
raumgemeinschaft im gleichen Ausmaß wie die übrigen 
Raumglieder tragen. 

*) Kiese wetter, „Planvolle Industrialisierung in der Großraumwirt- 
schaft“, Jahrbuch 1941 der Gesellschaft für europäische Wirtschafts- 
planung und Großraumwirtschaft, Dresden 1941. 

2 ) Parchmann, „Großraumplanung in der Forst- und Holzwirtschaft“, 
zitiert in der Berliner Börsen-Zeitung Nr. 289 vom 24. Juni 1941. 
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Der Führerstaat in einer Großraumwirtschaft muß grund- 
sätzlich folgende Voraussetzungen aufweisen: 

a) Lage. 

Der Führerstaat muß nach Möglichkeit geographisch 
das Land der Mitte sein, um in enger räumlicher Be- 
ziehung zu den Teilmitgliedern zu stehen. Er ist damit 
verkehrsmäßig Durchgangsland und wirtschaftlich der 
Mittler zwischen den peripheren Völkern der Groß- 
raumwirtschaft. 

b) Größe. 

Hinsichtlich der Bevölkerung und des Wirtschafts- 
potentials soll der Führerstaat nach Möglichkeit der 
größte Großraumstaat sein, damit er den Großraum- 
willen am zweckmäßigsten verwirklichen und nach 
außen hin, d. h. gegenüber den übrigen Großräumen 
der Welt, geltend machen kann. Wenn der Führer- 
staat sowohl kapazitätsmäßig, als auch hinsichtlich der 
Hochwertigkeit seiner Leistungen sowie der Vielge- 
staltigkeit und der Höhe seiner Konsumbedürfnisse 
das größte Land ist, ergibt sich für die anliegenden 
Räume zwangsläufig ein elementares Bedürfnis, mit 
dem Führerstaat in Beziehung zu treten. Der Führer- 
staat soll daher auch nach Möglichkeit die höchstent- 
wickelte Industrie haben, denn er bewirkt damit 
eine weitgehende Streuung seiner wirtschaftlichen 
Interessen. 

c) Macht. 

Der Führerstaat soll den größten Machtfaktor dar- 
stellen, damit er in der Lage ist, die im Großraum ver- 
einigten Staaten innerhalb des Raumes und nach außen- 
hin zu schützen. Nur ein starker Führer Staat kann 
Bürge für einen starken Großraum sein. Diese For- 
derung hat naturgemäß Auswirkungen auf die wehr- 
wirtschaftlichen Belange des Gesamtraumes. Hierauf 
kommen wir später zurück. 
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d) Führereigenschaften, 

Der Führerstaat muß Führereigenschaften mora- 
lischer, politischer und ökonomischer Art besitzen und 
genügend schöpferische Substanz in sich tragen, um 
in der Lage zu sein, diese dauernd erhalten zu können. 
Ganzer sagt insbesondere zu dem letzten Gesichts- 
punkt treffend: »Es ist nicht nötig, daß ein zur Herr- 
schaft begabtes Volk sich politisch auf den Raum 
seines Volksbodens beschränkt; wenn es die Gestal- 
tungskraft besitzt, die es zur Führung eines umfassen- 
den Systems legitimiert, dann ist ein zu dieser Führung 
strebender Ausgriff eine natürliche Erscheinung; 
Reichsbildungen an sich sind kein Zeichen der Ent- 
artung und des Übergriffs. Aber sie enthüllen sich so- 
gleich als Gebilde der Anmaßung, wenn die höhere 
schöpferische Gesundheit der Führungsmacht an- 
gefressen wird von den Keimen der Dekadenz.« 1 ) 



IV. Die Raumbeschaffenheit. 

Nachdem wir die ideellen Grundlagen der Großraumwirt- 
schaft dargestellt haben, wenden wir uns nunmehr den 
materiellen Problemen des Raumes zu. Es ergibt sich hier 
die Frage nach der Raumlage, der Raumstruktur, der Raum- 
bindung und dem Raumpotential. 

1. Die Raumlage. 

Die Raumlage kann zweifach charakterisiert werden, ein- 
mal im Hinblick auf den Zusammenhang der Teilräume, zum 
anderen in bezug auf die geographische Einordnung des 
Großraumes in den Weltraum. 

Thiele 2 ) unterscheidet maritime (z. B. England und Japan) 
und kontinentale (z. B. USA.) Großräume und fernerhin 

Ganzer, „Die Imperien und das Reich“, in „Das Reich“, Nr, 26 vom 

29. Juni 1941. 

2 ) Vgl. Thiele, „Großraumvrirtschaft in Geschichte und Politik“, Dresden 

1938, Seite 18 ff. 
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Mischforraen (Frankreich, Italien). Diese Begriffsbestim- 
mung ist nützlich, denn es ist wesentlich für den Bestand 
der Großraumwirtschaft, wenn sie einen „Nachbarschafts- 
zusammenschluß“ darstellt. Eine zusammenhängende Land- 
masse ist einerseits wichtig für die strategische Sicherung 
des Großraumes, andererseits für die Förderung der Zu- 
sammenarbeit zwischen den Teilgliedern. Wir sehen im 
jetzigen Kriege, welch entscheidender Nachteil dem briti- 
schen, d. h. maritimen, Raumgebilde durch die Zerrissenheit 
der Teilräume anhaftet. 1 ) Die europäische Großraumwirt- 
schaft würde zu den kontinentalen Großraumräumen zu rech- 
nen sein. Diese Begriffsbestimmung würde man auch bei 
Einbeziehung Großbritanniens sowie bei Berücksichtigung 
des afrikanischen Ergänzungsraumes anwenden können, da 
die Schwerkraft des Großraumes, seine potentielle Sub- 
stanz, auf dem Kontinent liegt. 

Die geographische Lage der Großraumwirtschaft ist im 
hohen Grade mitbestimmend für seine Leistungsfähigkeit. 
Je ausgeglichener die geographische Zonenverteilung ist, 
desto „tragfähiger“ ist der Großraum. »Das Kerngebiet eines 
lebendigen, allen notwendigen Aufgaben der wirtschaft- 
lichen Selbständigkeit gewachsenen „Großwirtschafts- 
raumes“ wird demnach der gemäßigten Zone angehören 
müssen, so erwünscht auch daneben der Besitz tropischer 
Gebiete mit den Erzeugnissen ihrer reichen Vegetation 
sicherlich ist; das Beispiel der Vereinigten Staaten genügt 
aber als Beweis dafür, daß die unmittelbare Einbeziehung 
tropischer Gebiete keine unerläßliche Vorbedingung für die 
Bildung eines lebenskräftigen Wirtschaftsraumes zu sein 
braucht. Von Bedeutung ist dagegen innerhalb derselben 
eine ausgeglichene Aufteilung des Bodens in ausreichende 
Flächen für Getreidebau, Gras- und Weidegebiete und ge- 
nügende Waldzonen sowie für den Anbau von Textilfaser- 
pflanzen (Baumwolle); das wirtschaftliche Schicksal der 
großen Monokulturen in der Weltkrise ist ein warnendes 
Beispiel dafür, wie fruchtbare Agrargebiete mit gewaltigen 

’ ) Wie Werner Daitz immer wieder festgestellt hat, kann das British 
Empire über die materielle Raumbeschaffenheit hinaus auch schon 
deswegen keine echte und dauerhafte Großraumwirtschaft sein, weil 
ihr die biologische Einheit völlig fehlt. 
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Erzeugungskapazitäten, aber produktionswirtschaftlicher 
Einseitigkeit, den Wechselfällen des weltwirtschaftlichen 
Konjunkturzyklus in besonderem Grade preisgegeben sind.« 1 ) 

Auf die Bedeutung der Raumlage für die strategische 
Sicherung der Großraumwirtschaft soll hier nicht ein- 
gegangen werden. 2 ) 

2. Die Raumstruktur. 

Die Struktur des Großraumes ist für eine gedeihliche Zu- 
sammenarbeit der Großraumglieder von erheblicher Bedeu- 
tung. Wenn das Raumbewußtsein in Europa bisher so wenig 
entwickelt war, so liegt das nicht zuletzt daran, daß Europa 
einer der zerklüftetsten und zerrissensten Räume der Erde 
ist. Mehr als die Hälfte seines Gebietes sind Halbinseln. 
Große Gebirgszüge schneiden kreuz und quer den Raum. 
In diesen unzähligen Winkeln haben sich naturgemäß auch 
ebenso viele Völker und Stämme entwickelt. Engräumigkeit 
steigert aber die Abschlußtendenzen, wohingegen Weit- 
räumigkeit den Zusammenschluß fördert. Die USA. sind ein 
typisches Beispiel dafür, wie weite Räume auch ein weites 
Denken und Fühlen fördern und die großräumliche Wirt- 
schaftsplanung erleichtern. Es wird daher ein besonders 
wichtiges Ziel der großraumwirtschaftlichen Zusammen- 
arbeit in Europa sein müssen, über die engen räumlichen 
und geschichtlichen Traditionen und Tatbestände hinweg 
die bindende „europäische Idee“ zu fördern — selbstver- 
ständlich unter Wahrung der nationalen Sonderheiten und 
Werte. 

3. Die Raumbindung. 

Der Grad der Bindung von Nationalwirtschaften an die 
Großraumwirtschaft kann ein durchaus unterschiedlicher 
sein. Entsprechend unserer früher getroffenen Feststellung, 
wonach die Zusammenarbeit eines Staates mit dem Groß- 

1 ) Günter Schmölders, „Begriff und Wesensmerkmale des Großwirt- 
schaftsraumes“, zitiert im Sonderheft „Großdeutschland und Europa 
in einer neuen Weltwirtschaft“ der Zeitschrift „Weltwirtschaft“ 
Heft 1, Januar 1941. 

2 ) Vgl. Thiele, a. a. O. 
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raum nicht auf Zwang beruht, gibt es eine Vielzahl von 
Bindungsmöglichkeiten, Wesentlich für die Beurteilung 
einer Bindung ist allein der Zustand der praktischen Zu- 
sammenarbeit. „Großraumverträge“ sind gegenstandslos, 
wenn sich nicht eine tausendfältige Verflechtung der Wirt- 
schaftskörper aus einem ehrlichen Willen zur Zusammen- 
arbeit ergibt. Ein derartiger Komplex wie die Großraum- 
wirtschaft kann nicht in die Paragraphen eines Vertrages 
gezwängt werden; das Raumbewußtsein kann nicht durch 
ein unterzeichnetes Stück Papier ersetzt werden. Wir 
können folgende Abstufungen großraumwirtschaftlicher Zu- 
sammenarbeit vornehmen : 

a) Politische Einheit der Teilräume 

(z. B. Deutschland und Generalgouvernement). 

In einem derartigen Fall lassen sich selbstverständ- 
lich die Großraumplanungsziele am weitgehendsten 
verwirklichen. 

b) Verbündete Staaten 

(z. B. Deutschland und Italien). 

Ist eine völlige Übereinstimmung der politischen und 
weltanschaulichen Ziele vorhanden, ist auch für die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit eine gute Grundlage 
geschaffen. 

c) Selbständige Teilräume 

(z. B. Deutschland und Schweden). 

Hier werden für die Zusammenarbeit von der Präfe- 
renzialverbindung über Zweiseitigkeitsverträge bis 
zur komplementären Produktionsgemeinschaft alle 
Möglichkeiten vorhanden sein. Je stärker das Raum- 
bewußtsein entwickelt ist, desto enger wird sich die 
wirtschaftliche Verflechtung gestalten. 

d) Ergänzungsräume. 

Unter Ergänzungsräumen sind solche Volkswirt- 
schaften zu verstehen, die nicht geographisch an einer 
geschlossenen Einheit der Großraumwirtschaft teil- 
haben und deren strategische Sicherung durchweg 
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nicht in dem gleichen Maße gegeben ist wie bei dem Zen- 
tralblock. Sie dienen daher weniger zur Sicherung der 
Wirtschaftsfreiheit als zur Hebung des Lebensstan- 
dards. Sie können wiederum selbständig sein (z. B. 
Arabien im Verhältnis zur europäischen Großraum- 
wirtschaft) und politisch gebunden (z. B. deutsche 
Kolonien). 

e) Weltwirtschaft. 

Unter Weltwirtschaft wird die Ordnung der wirt- 
schaftlichen Außenbeziehungen der künftigen Groß- 
räume untereinander zu verstehen sein. Die Großraum- 
wirtschaft ist alles andere als welthandelsfeindlich. 
Im Gegenteil, sie bietet erst die wahre Grundlage für 
einen ausgedehnten und dauerhaften Welthandel. Zum 
Welthandeltreiben ist zunächst der Welthandelswille 
notwendig. Dieser ist aber wiederum von dem Bedarf 
der Großräume abhängig. Da nun aber die Bedürfnisse 
des Menschen unbegrenzt sind, wird die Großraum- 
wirtschaft über die Deckung des Bedarfs in „Siche- 
rungsgütern“ hinaus jede Einfuhrmöglichkeit wahr- 
nehmen können — vorausgesetzt, daß man ihr auch die 
Möglichkeit zur Anschaffung der Gegenwerte durch 
Ausfuhr bietet. Es gibt keinen größeren Irrtum als 
anzunehmen, daß eine autarkische Wirtschaftsordnung 
mit Abschlußtendenzen verbunden sein muß. Im Gegen- 
teil: »Organisch entwickelte, nämlich an den Zielen 
des Volksganzen orientierte Volkswirtschaften sind auf 
die Dauer bessere Partner im internationalen Austausch 
als Volkswirtschaften, die einseitig und unorganisch 
in die internationale Arbeitsteilung verflochten sind.« 3 ) 
Das Ziel der autarken Wirtschaftsordnung ist, die 
wirtschaftliche Unabhängigkeit zu errichten und zu 
erhalten. Darüber hinaus wird sie sich dem Drange des 
Menschen nach Befriedigung von „Ergänzungsbedürf- 
nissen“ jenseits des Sicherungsraumes niemals wider- 
setzen. Reichswirtschaftsminister Funk sagte in seinen 

*) Predöhl, „Weltwirtschaft vom völkischen Standpunkt“, Hamburg: 

1937, Seite 9. 
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richtungweisenden Ausführungen 1 ) über die künftige 
europäische Großraumwirtschaft: »Wir müßten die 
Wirtschaftsfreiheit des europäischen Raumes garan- 
tieren, d. h. dafür sorgen, daß möglichst alle die Pro- 
dukte ausreichend vorhanden sind, die diesen Wirt- 
schaftsraum wirtschaftlich unabhängig von anderen 
Räumen machen, und dies sei weitgehend eine Frage 
des Lebensstandards in den einzelnen Ländern. Wir 
brauchten z. B. in der Zukunft keine Tonne Öl aus 
überseeischen Märkten einzuführen, wenn wir den 
Treibstoffverbrauch entsprechend rationieren. Sollte 
aber die Benutzung des Autos und die Herstellung von 
Automobilen nach Belieben ausgedehnt werden, so 
stehe dem nichts entgegen, wenn man diesen über- 
schießenden Teil des Öls aus der Welt einführe, weil 
in Notfällen der Verbrauch auf den Stand gebracht 
werden könne, den wir selbst zur Verfügung haben.« 

Die günstigsten Voraussetzungen für einen aus- 
gedehnten Ergänzungshandel schafft die Großraumwirt- 
schaft aber gerade dadurch, daß sie im Innern gesund 
und damit dauerhaft und krisenfest ist. Die sterile Anti- 
these „Autarkie oder Weltwirtschaft“ bildet sich somit 
zu dem Grundsatz um: Autarkie und Weltwirtschaft! 

4. Die Raumgröße 

Die Raumgröße ist einerseits für den Grad der Selbst- 
versorgung, andererseits für die Durchführung der Raum- 
ordnung von Bedeutung. Auf das Problem der unteren 
Grenze der räumlichen Ausdehnung einer Großraumwirt- 
schaft braucht hier nicht näher eingegangen zu werden. 2 ) 
Für die obere Grenze der Raumausdehnung können nur 
lose Anhaltspunkte gegeben werden. Je größer die Raum- 
ausdehnung einer Großraumwirtschaft ist, desto besser wird 
ihre Tragfähigkeit sein. Dies braucht aber nicht in jedem 
Falle zuzutreffen. Entscheidend für das autarkische Gewicht 
einer Großraumwirtschaft ist vielmehr das Raumpotential, 

’) Zitiert nach der Deutschen Allgemeinen Zeitung Nr. 357 vom 26. Juli 1940. 
J ) Wir verweisen auf unsere Ausführungen über das völkische Opti- 
mum in dem Abschnitt „Autarkiebewußtsein“, Seite 30. 
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das bei kleinen Räumen oft größer ist als bei weit ausgedehn- 
ten Flächen. Auf die Ordnungsbestrebungen innerhalb der 
Großraumwirtschaft ist dagegen die „Raumgröße“ von 
wesentlichem Einfluß. Zunächst wird die Großraumplanung 
dann erleichtert, wenn die Anzahl der zusammengeschlosse- 
nen selbständigen Teilräume möglichst gering ist. Je mehr 
selbständige Teilräume vorhanden sind, desto schwieriger 
gestaltet sich die einheitliche Planung. Aber nicht nur das: 
die Produktivität des Leistungsraumes wird dadurch herab- 
gemindert, daß jeder Teilraum infolge seines eigenständigen 
Staats- und Verwaltungsapparates die Großraumproduktion 
mit einem nicht unwesentlichen Anteil an „Gemeinkosten“ 
belastet. 

Aber auch die Raumausdehnung nach oben hat ihre 
Grenze. Wenn ein Optimum, das sicherlich schwierig fest- 
zulegen ist, überschritten wird, würde man leicht wieder in 
das Fahrwasser einer Weltwirtschaft alten Gepräges gleiten, 
indem nämlich der Ordnungskern die Übersicht über den 
Planungsraum verlieren und außerdem die strategischen 
Sicherungen Schwierigkeiten bereiten würden. Allerdings 
steht dem nicht entgegen, daß diejenigen Gebiete, die etwa 
zu einer Überdimensionierung des Großraumes führen 
würden, als „Ergänzungsräume“ in enge Handelsbezie- 
hungen mit dem Großraum treten. 

Es bleibt nun noch die Frage zu prüfen, ob durch den 
Zusammenschluß von Raumgliedern bzw. durch den An- 
schluß von Teilräumen an den Großraum unbedingt die 
Voraussetzung des komplementären Charakters gegeben 
sein muß. Dies dürfte zu verneinen sein. Die Außenhandels- 
entwicklung der letzten Jahrzehnte hat gezeigt, daß auch 
ein Handel zwischen Ländern gleicher Struktur für beide 
von Vorteil sein kann. In der Großraumwirtschaft würde 
dieser Gesichtspunkt noch verstärkte Bedeutung dadurch 
gewinnen, daß man die in der Theorie von den komperativen 
Kosten ausgedrückten Gedanken verwirklicht, nämlich da- 
hingehend, daß die Teilräume gleicher oder ähnlicher Struk- 
tur und gleichen oder ähnlichen Entwicklungsgrades sich 
vorwiegend auf den Gebieten betätigen, die ihrer Spezial- 
begabung entsprechen. Darüber hinaus ist aber zu sagen, daß 
es mit dem Gedanken von der Lebensraumgemeinschaft 
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nicht vereinbar sein wurde, wenn eine Volkswirtschaft wegen 
ihres mangelnden komplementären Nutzens für den Gesamt- 
raum aus der Raumgemeinschaft „ausgestoßen“ werden 
würde. 



5. Das Raumpotential. 

Das Raumpotential setzt sich aus folgenden Komponenten 
zusammen : 

a) Stoffgrundlage 

a) Bodennutzfläche (Agrarland, Wald usw.), 
ß) Bodenschätze (Kohle, Eisen, Metalle usw.); 

b) Kraftgrundlage 

(Kohle, Wasser, Wind, Sonne); 

c) Verkehrsgrundlage 

(Die Wichtigkeit dieses Faktors ist nicht zu unter- 
schätzen. Unüberwindliche oder nur mit großen 
Schwierigkeiten überwindliche Verkehrshindernisse 
(Sümpfe, Hochgebirge) behindern die Großraum-Zu- 
sammenarbeit erheblich.) 

d) Arbeitsgrundlage 

(geistige und körperliche Arbeit). 

Diese vier Faktoren überschneiden bzw. bedingen sich teil- 
weise. Die Stoffgrundlage kann z. B. auch gleichzeitig 
Kraftgrundlage sein, die Arbeitsgrundlage kann ebenfalls 
gleichzeitig Kraftgrundlage sein usw. 

Größe und Art bzw. Intensität des Zusammenwirkens 
dieser vier Faktoren bestimmen das Potential der „Groß- 
raumautarkie“. Entsprechend dem Ziel dieser Arbeit, die 
Marktordnung der Großraumwirtschaft zu untersuchen, 
sehen wir, wie in dem Vorwort bemerkt wurde, davon ab, 
die potentiellen Grundlagen der europäischen oder anderer 
Großraumwirtschaften zu behandeln. Es sollen lediglich 
einige Ausführungen zu dem Faktor „Arbeitsgrundlage“ 
gemacht werden. 
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Wir haben bewußt den Begriff „Arbeitsgrundlage“ an- 
statt „Bevölkerungsgrundlage“ gewählt, weil für den Grad 
der Autarkie nicht die Summe der in einem Raum lebenden 
Menschen, sondern der Grad der Arbeitsintensität und der 
Arbeitswertigkeit maßgeblich ist. 1 ) Neben den USA. wurde 
bisher die UdSSR, stets als „ideale“ Großraumwirtschaft 
bezeichnet. Die UdSSR, war es aber bei weitem nicht, da 
sie ihre technische Entwicklungsstufe nur durch Zuhilfe- 
nahme fremder geistiger und teilweise auch körperlicher 
Arbeit erreicht hat und ohne diese Hilfe wahrscheinlich auch 
in Zukunft nie erreicht hätte. 2 ) Inwieweit demgegenüber 
aber das beschränkte Vorhandensein des Faktors „Stoff“ 
durch „Arbeit“ ausgeglichen werden kann, beweist das 
deutsche Beispiel. Es verlohnt sich, auf das Problem „gei- 
stige Autarkie und Stoffschaffung“ näher einzugehen, um 
weitverbreiteten irrigen Vorstellungen und Gedanken- 
gängen, insbesondere hinsichtlich der Qualitäts- und Kosten- 
fragen, bei der Neustoffschaffung entgegenzutreten. 

Bisher wurde der Grad der Wirtschaftlichkeit einer Pro- 
duktion stets an der Preisskala des Weltmarktes abgelesen. 
Wir sind jedoch heute der Ansicht, daß ein Kosten- und 
Preisgefälle notgedrungen raumbedingt sein muß und auch 



1 ) Obwohl z. B. China 450 Millionen und Indien 400 Millionen Einwohner 
haben, befinden sich diese Räume auf einer sehr schwachen wirt- 
schaftlichen Entwicklungsstufe. 

2 ) In diesem Zusammenhang sind auch folgende Gesichtspunkte erwäh- 
nenswert: «Erforderlich ist vielmehr auch hier eine gewisse Ergän- 
zungswirkung zwischen verschiedengearteten Völkern und Rassen, 
möglichste Mannigfaltigkeiten der Fähigkeiten und Bedürfnisse und 
eine Siedlungsstruktur, die eine genügende Volksdichte zur Ermög- 
lichung der Ar bei ts Vereinigung und Arbeitsteilung und der Ausbil- 
dung gewerblicher Betriebe mit der notwendigen harmonischen 
Verteilung von Stadt und Land und dem erforderlichen Bewegungs- 
spielraum für die weitere Entfaltung des Wirtschaftslebens verbin- 
det. Eine gewisse Ergänzungs Wirkung ist bei der Zusammenfassung 
mehrerer Länder zu einem Großwirtschaftsraum am ehesten überall 
da zu erwarten, wo Gebiete mit einer die eigene „innenbedingte“ 
Aufnahmefähigkeit übersteigenden Bevölkerung sich mit Ländern 
verbinden, deren Bevölkerungskapazität noch nicht voll ausgenutzt 
ist oder die überhaupt erst kolonisatorisch erschlossen werden 
müssen.« Schmölders a. a. O. 
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sein kann. Eine Wirtschaftspolitik, die in erster Linie die 
politischen, wehrwirtschaftlichen und sozialen Interessen 
der eigenen Volks- oder Völkergemeinschaft verfolgt, kann 
und will ihre Maßnahmen und Ergebnisse nicht an den Lei- 
stungen irgendwelcher überseeischer Monokulturen messen, 
deren Wirtschaften auf völlig anderer Grundlage auf- 
gebaut sind. Die Autarkiekosten (Differenz zwischen dem 
Weltmarktpreis und dem Inlandspreis von Autarkiepro- 
dukten) sind als „Versicherungsprämie gegen Kapitulation“ 
(Daitz) zu betrachten. In der Kosten- und Preisbilanz der 
Großraumwirtschaft muß diese Versicherungsprämie genau 
so eine Selbstverständlichkeit sein wie etwa die Feuerver- 
sicherungsprämie in der Ertragsberechnung des Miets- 
hauses. 

Obwohl wir demnach grundsätzlich darauf verzichten, die 
Beurteilung unserer Wirtschaftspolitik nach den Wertmaß- 
stäben des Weltmarktes auszurichten, hat die Entwicklung 
gezeigt, daß wir Kostenvergleiche durchaus nicht zu 
scheuen brauchen. Wenn früher der Autarkiegedanke im 
wesentlichen immer an den Kostenüberlegungen scheiterte, 
so lag das einfach daran, daß damals die einzigartige Revo- 
lution der Neustofftechnik sowie die Möglichkeiten einer 
großzügigen Wirtschaftsplanung und die sich daraus er- 
gebenden Produktivitätssteigerungen der Wirtschaft nicht 
vorausgesehen wurden. Die aus dem Erwerbsprinzip ge- 
borene Wirtschaftslehre war begreiflicherweise nicht in der 
Lage, die technischen und wirtschaftlichen Ergebnisse einer 
nationalorganischen Gemeinwirtschaft zu ermessen. 

Die chemische Industrie hat uns gezeigt 1 ), wie Utopien 
auf technischem und betriebswirtschaftlichem Gebiet zur 
Wirklichkeit werden können. Die Chemie ist in die Geheim- 
nisse der Stoffwelt eingedrungen und hat aus den fast in 
allen Räumen vorhandenen Massenprodukten die hochwer- 
tigsten Rohstoffe, Halbfabrikate und Fertigerzeugnisse her- 
gestellt. Dies ist nicht erst seit 1933 oder seit der Verkün- 
dung des Vierjahresplanes ihre Aufgabe. Aus der der Chemie 
innewohnenden Dynamik heraus entstand ohne staatlichen 

1 ) Vgl. hierzu den Aufsatz des Verfassers: „Großraumautarkie“, Der 
praktische Betriebswirt Nr. 9, September 1941. 
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Auftrag und ohne daß die Rohstoffnot dazu zwang, schon 
lange vor der Jahrhundertwende z. B. die Teerfarbenindu- 
strie. Die Grundlagen der Ammoniaksynthese wurden schon 
vor dem Weltkriege gelegt. Kunststoffe, wie Celluloid, Vul- 
kanfiber, Kunsthorn auf Caseinbasis usw. wurden in den 
letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts erfunden und in 
großem Umfange hergestellt. Die Chemie „versündigte“ 
sich somit bereits in der Blütezeit des Liberalismus an dem 
Gesetz der internationalen Arbeitsteilung. Bezeichnend ist 
z. B., daß erst 1894 die Teerfarben, d. h. künstliche Farb- 
stoffe, für den militärischen Bedarf Preußens zugelassen 
wurden. Die chemische Industrie förderte also bereits damals 
die nationalen Belange, ohne daß der Staat selbst immer das 
notwendige Verständnis für ihre Bestrebungen zeigte. Welch 
einen Anreiz mußte es erst für die chemische Forschung und 
Industrie bedeuten, wenn eine autarkiebewußte Wirtschafts- 
führung, wie dies im Weltkrieg und in noch viel umfassen- 
derem Maße im Vierjahresplan der Fall war, die Initiative 
zur Erschließung der heimischen Rohstoffquellen selbst er- 
griff und der Industrie jede nur mögliche Hilfe in ihren Be- 
strebungen zuteil werden ließl 

Aber die Chemie hat nicht nur die technischen, sondern 
auch die nicht minder wichtigen betriebswirtschaftlichen 
Probleme meisterhaft gelöst. Projekte, die zunächst privat- 
wirtschaftlich eine Unmöglichkeit darzustellen schienen, 
wurden im zähen Ringen um die Wirtschaftlichkeit all- 
mählich in die Zone des betriebswirtschaftlich Diskutablen 
gebracht. Erzeugnisse, die vor Jahrzehnten noch RM 20, — , 
100, — , ja 1000, — per Kilogramm kosteten, sind heute schon 
für einige zehn Pfennige am Markt. Tausende von Beispielen 
weist hierfür die Geschichte der chemischen Industrie auf. 
Durch die in den letzten Jahren besonders vorangetriebenen 
Kapazitätsausweitungen hat das Gesetz der Massenproduk- 
tion im besonderen Maße seine Wirksamkeit gezeigt. Buna 
kostete Anfang 1937 noch ca. RM 5, — , heute dagegen nur 
noch ca. RM 2,30. Der Aluminiumpreis, früher einmal eine 
fast zauberhafte Größe, konnte kürzlich auf RM 1,27 gesenkt 
werden. Kunstseide (Viskose Ia 120 den. Schuß) kostete 
1913 noch RM 12,50, seit 1937 dagegen RM 4,25. Die Zell- 
wollequalität, die zum Austausch von Baumwolle verarbeitet 
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wird, kostete im Jahre 1926 noch RM 5,85, heute dagegen 
etwa RM 1,45 per kg. 

Bleiben wir bei dem letzteren Beispiel, um die „Rentabili- 
tät“ der Autarkie unter Beweis zu stellen. Der Friedenspreis 
für amerikanische Baumwolle lag bei RM 0,75 bis 0,80. Die 
beste ägyptische Baumwolle kostete sogar RM 1, — . Nun 
muß man aber berücksichtigen, daß die Zellwolleproduktion 
erst vor wenigen Jahren im großen Umfange angelaufen ist. 
Ziehen wir zum Vergleich die Entwicklung anderer Produk- 
tionszweige heran, so können wir ermessen, welche Preis- 
verbilligungen in fünf, zehn oder gar zwanzig Jahren auf 
dem Zellwollegebiet zu verzeichnen sein werden, und zwar 
einmal durch den technischen Fortschritt, zum anderen 
durch die ständige Ausweitung des Absatzes in der Verti- 
kalen (Konsumsteigerung) und in der Horizontalen (Über- 
gehen von immer mehr Ländern bzw. Spinnern auf die Zell- 
wollverarbeitung) . 

Aber selbst, wenn wir einmal annehmen, daß der Zell- 
wollepreis auch in Zukunft nicht unter RM 1, — oder 1,20 
gesenkt werden könnte, so wird die Verarbeitung von Baum- 
wolle trotzdem nicht „rentabler“ sein. Diese auf den ersten 
Blick merkwürdig klingende Behauptung ergibt sich aus 
einer Tatsache, die leider viel zuwenig beachtet wird, d. i. 
das Problem des „Devisennutzeffektes“. Es ist selbst- 
verständlich falsch, den deutschen Zellwollepreis von 
RM1,45 dem Friedenspreis der USA. -Baumwolle von RM0,8G 
rein ziffernmäßig gegenüberzustellen. Man muß sich viel- 
mehr klarmachen, auf welche Weise die deutsche Volks- 
wirtschaft die Verfügung über den zum Ankauf der Baum- 
wolle dienenden Devisenbetrag in Höhe von RM 0,80 erlangt 
hat. Hier setzt aber das unglückselige Problem des Mißver- 
hältnisses zwischen den deutschen Herstellungskosten und 
den erzielbaren Exporterlösen seit der Weltwirtschaftskrise 
ein. Infolge von Währungsabwertungen, Prohibitivzöllen. 
Subventionen aller Art und die dadurch ermöglichte destruk- 
tive Konkurrenz der ausländischen Industrie konnten für 
einen großen Teil der deutschen Ausfuhr nicht im entfern- 
testen die Selbstkosten gedeckt werden. Vielfach machte 
der Erlös noch nicht einmal die Hälfte der Erzeugungskosten 
aus. (Der Verlust lag damit oft über dem möglichen Ausmaß 
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einer Abwertungjder Reichsmark, wie sie von manchen 
Wirtschaftlern in den Vorkriegsjahren immer wieder ge- 
wünscht wurde.) Auf unser Beispiel übertragen besagt dies 
aber, daß dem Betrage von RM 0,80 ein viel höherer Lei- 
stungsgegenwert, gemessen an deutschen Verhältnissen, 
entspricht. Wenn wir nun zur Erlangung der Devisen für 
ein Kilogramm Baumwolle nicht RM 0,80 sondern RM 1, — 
oder gar 1,20 deutscher Arbeit aufwenden müssen, ist 
es volkswirtschaftlich widersinnig, erst ein ausfuhrfähiges 
Erzeugnis mit Verlust zu erzeugen und zu exportieren, um 
für den Gegenwert Baumwolle einkaufen zu können. Es 
dürfte doch viel zweckmäßiger sein, den Rohstoff Zellwolle 
bei uns von vornherein mit „Verlust“ zu erzeugen und den 
Verlust durch irgendeinen Subventionsmodus, wie z. B. 
durch Staatsmittel, durch eine „Selbsthilfeaktion der deut- 
schen Wirtschaft“ oder durch Belastung der Allgemeinheit 
mittels eines höheren Preises tragen zu lassen. Dieses Pro- 
blem der „Exportförderung nach innen“ ist in erster Linie 
deshalb so wenig beachtet worden, weil das ganzheitliche 
Denken in allen außenwirtschaftlichen Dingen noch in den 
Anfangsgründen steckt. Man hat wohl preis- und kosten- 
politische Erörterungen bezüglich des Exportes, des Im- 
portes oder der Autarkieprodukte angestellt, aber die Zu- 
sammenhänge zwischen diesen drei Faktoren sind in ihrer 
Problematik wenig erkannt worden. Nach Darstellung dieses 
praktischen Beispieles wird die eingangs erhobene Forde- 
rung einer volksgebundenen ökonomischen Betrachtungs- 
weise noch deutlicher: bei weltwirtschaftlich liberalisti scher 
Betrachtung ist die Zellwolleproduktion kostenmäßig der 
Baumwolleproduktion unterlegen, also unrentabel; unter 
dem Gesichtswinkel des Gesamt- bzw. außenwirtschaft- 
lichen Erzeugungs- und Umlaufsprozesses betrachtet, wird 
sie aber rentabel. 

Nun könnte eingewandt werden, daß diese Betrachtung 
von einer festen historischen Größe, nämlich den Preisver- 
hältnissen der Vorkriegszeit, ausgeht und daß die Verhält- 
nisse nach dem Kriege anders gelagert sein könnten. Was 
zunächst die Weltmarkt-Rohstoffpreise anbelangt, so ist zu 
sagen, daß diese während des Krieges eine allgemein stei- 
gende Tendenz auf ge wiesen haben. Für die Nachkriegszeit 
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kann wohl die Behauptung aufgestellt werden, daß die 
immer straffer werdende Kartellierung und ferner die immer 
stärkere Einflußnahme der Regierungen auf Erzeugung und 
Absatz große Preisstürze kaum denkbar erscheinen lassen. 1 ) 
Andererseits wird für die Nachkriegszeit im allgemeinen 
mit einer zunehmenden Konkurrenz auf dem Fertigwaren- 
gebiet in Übersee gerechnet. Der „Devisennutzeffekt“ wird 
also künftig noch geringer werden — die Autarkiekalkula- 
tion also günstiger. Darüber hinaus würden bei etwaiger 
mengenmäßiger Beschränkung der deutschen Ausfuhr durch 
zunehmende überseeische Absperrungsmaßnahmen diejeni- 
gen Exportgüter, die bisher zum Rohstoffeinkauf verwendet 
wurden, für alle die Importwaren aus Übersee eingetauscht 
werden können, die wir einerseits nicht herzustellen in der 
Lage sind, die wir aber andererseits nicht kaufen könnten, 
wenn wir noch auf den Bezug der „austauschfähigen“ Roh- 
stoffe angewiesen wären. 

Bei einer totalen Betrachtung des Autarkieproblems muß 
noch eine Reihe weiterer wichtiger Probleme berücksich- 
tigt werden. Es ist in der Regel so, daß nicht die einfachsten 
und unkompliziertesten Erzeugnisse von dem Weltmarkt 
aufgenommen werden, sondern daß als Folge der zunehmen- 
den Verselbständigung der fremden Volkswirtschaften nur 
hochwertige Industriegüter als Gegenleistung für Rohstoffe 
ausgeführt werden müssen, d. h. wir tauschen z. B. optische 
Instrumente und Werkzeugmaschinen gegen Importgüter 
aus, deren Produktionsprozeß von der Natur, allenfalls 
unterstützt durch An- bzw. Abbauarbeit von Eingeborenen, 
vollzogen wird. Erzeugen wir diese Rohstoffe selbst im 
eigenen Raume, so haben wir dadurch die Möglichkeit, die 
hochwertigen Industriegüter in größerem Umfange der 
eigenen Volkswirtschaft zugute kommen zu lassen. Es wird 
damit nicht mehr die Parole „Exportiere oder stirb!“ Gel- 

x ) Überdenken wir bei dieser Betrachtung die Verhältnisse, die vor- 
liegen würden, wenn die Welt sich in Richtung einer vorbehaltlosen 
maximalen internationalen Arbeitsteilung fortentwickelt hätte. Die 
Monokulturen hätten wahrscheinlich ihre Monopolstellung mit der 
Zeit derart ausgenützt, daß die Preise einen ebenso hohen oder 
gar höheren Stand gezeigt hätten als die der Autarkieprodukte! 
(Vorausgesetzt allerdings, daß Kaufkraft und Kaufwille den Forde- 
rungen des Angebotsmonopols gefolgt wären.) 
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tung haben, mit anderen Worten, die deutsche Volkswirt- 
schaft wird die Spitzenleistungen des deutschen Gewerbe- 
fleißes nicht mehr unter einem wirtschaftlichen Zwange dem 
Auslande verkaufen, um seine primitivsten Lebensbedürf- 
nisse befriedigen zu können. Die Qualitätsfragen spielen 
weiterhin eine wichtige Rolle. Die natürlichen Rohstoffe 
sind entsprechend dem Zweck, den ihnen die Natur gegeben 
hat, einseitig ausgebildet. Wie vielseitig kann man aber den 
Rohstoff erst durch seine synthetische Erzeugung gestalten! 
Wir sehen dies schon heute bei den Kunststoffen, den Kunst- 
fasern, den Leichtmetall-Legierungen und vielen anderen 
Roh- und Werkstoffen. Es wäre der amerikanischen Industrie 
sicher nicht möglich, auf dem USA. -Markt heute einen Zell- 
wollepreis zu erzielen, der mehr als 50% über dem Baum- 
wollpreis liegt, wenn dieses Produkt nicht in seinen verschie- 
denen Spezialtypen der Baumwolle überlegene Eigen- 
schaften aufweisen würde. Auch vom Standpunkt der neuen 
Wirtschafts- und Sozialordnung aus bieten sich wichtige 
neue Perspektiven. Durch Einbeziehung der Rohstofferzeu- 
gung in den industriellen Produktionssektor einer Volkswirt- 
schaft wird eine großzügigere Wirtschaftsplanung und eine 
weit größere Stetigkeit der Bedarfsdeckung ermöglicht. Bei 
Bezug aus Übersee ist diese Stetigkeit der Bedarfsdeckung 
sowohl hinsichtlich der Erzeugungsverhältnisse beim Pro- 
duzenten (Mißernten, Streiks, Erschöpfungsgefahr) , als auch 
hinsichtlich seiner Lieferfähigkeit (Verfrachtungsschwierig- 
keiten, Preisbewegungen u. dergl.) gefährdet. Weiterhin 
unterstützt die Errichtung von Produktionsstätten der Neu- 
stoffindustrie die Raumplanung im besonderen Maße (Be- 
siedlung unterbevölkerter Gebiete, Industrialisierung land- 
wirtschaftlich überbevölkerter Gebiete, Verwirklichung neu- 
ester Erkenntnisse der betrieblichen Sozialpolitik bei Neu- 
bauten usw.). Nicht unerwähnt darf ferner der Gesichtspunkt 
bleiben, daß die Neustoffschöpfung auf wissenschaftlicher 
Grundlage einen der wesentlichsten Anstöße zur kulturellen 
Fortentwicklung eines Volkes bietet. 

Es ergibt sich, daß die autarkische Wirtschaftsordnung, von 
welcher Seite man auch immer ihre Wirkungen betrachtet — 
ob staatspolitisch oder sozialpolitisch, ob volkswirtschaftlich 
oder betriebswirtschaftlich — die beste Grundlage für eine 
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national-organische Gestaltung völkischen Daseins bildet 
und daß die Großraumautarkie bei sinnvoller Handhabung 
und totaler Betrachtungsweise keine „utopische Phantasie” 
ist, sondern sowohl von den völkischen Zielsetzungen als 
auch von der Warte eines nüchternen Kalkulators aus be- 
trachtet jedem Vergleich mit den Leistungen der weltwirt- 
schaftlichen Arbeitsteilung liberalen Gepräges standhält. 

V. Die Raumordnung. 

Die Raumordnung umfaßt alle Maßnahmen zur Erschlie- 
ßung, Förderung und Erhaltung der produktiven Kräfte der 
Großraumwirtschaft zum Nutzen aller Raumglieder nach 
Maßgabe ihrer Leistungen. Die Raumordnung umfaßt fol- 
gende Gebiete: 

1. die Stoffplanung (Agrarprodukte und Industrieroh- 
stoffe), 

2. die Produktions- (Standorts-) planung, 

3. die Absatzplanung, 

4. die Verkehrsplanung, 

5. die Siedlungsplanung. 

Die Produktions- und Absatzordnung behandeln wir im 
Hauptteil unserer Arbeit. Die Verkehrs- und Siedlungs- 
planung liegen als Spezialgebiete außerhalb des Rahmens 
unserer Arbeit, aber auch hinsichtlich der Stoffplanung be- 
schränken wir uns nur auf einige grundsätzliche Bemer- 
kungen. 

Der Großraum soll hinsichlich seiner Stoffversorgung in- 
soweit autark sein, als der „Sicherheitsbedarf” unter der 
ungünstigsten außenpolitischen Konstellation gedeckt ist. 
Die Feststellung des Sicherheitsbedarfes macht die Auf- 
stellung von Versorgungsbilanzen für jeden wichtigen Roh- 
stoff notwendig. Folgende Klassifizierung des Bedarfes muß 
vorgenommen werden: 

a) lebenswichtiger Bedarf, 

b) wehrwichtiger Bedarf, 

c) entbehrlicher Bedarf, 

d) Luxusbedarf. 
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Der Bedarf zu a und b muß unbedingt im Großraum ge- 
deckt werden können, während der Bedarf zu c und d auch 
in Ergänzungsräumen beschafft werden kann. Der Ergän- 
zungsbedarf kann und soll in Friedenszeiten in jeder ge- 
wünschten Höhe befriedigt werden können. Der Begriff 
„lebenswichtig“ ist demnach zwar in Richtung des Mini- 
mums absolut, nach dem Maximum hin jedoch relativ in dem 
Sinne, daß für eine hochentwickelte Friedenswirtschaft auch 
der entbehrliche oder gar der Luxus-Bedarf als lebens- 
wichtig bezeichnet werden kann. 

In einer wehrhaften 1 ) Wirtschaft muß die Gewähr vor- 
handen sein, daß für jeden wichtigen Rohstoff ein Lenkungs- 
schema unter Berücksichtigung der genannten vier Abstu- 
fungen vorhanden ist, damit erforderlichenfalls unverzüglich 
eine reibungslose Bewirtschaftung eintreten kann. Während 
dieses Krieges hat sich ein derartiges Bewirtschaftungsver- 
fahren bei den deutschen Reichsstellen und Wehrmachts- 
stellen weitgehend eingespielt. Es muß Vorsorge getroffen 
werden, daß bei Kriegsende der dort gesammelte wertvolle 
Erfahrungsschatz nicht über Bord geworfen wird, selbst wenn 
ein plötzlicher Überschuß an bis dahin bewirtschafteten Ar- 
tikeln entstehen sollte 2 ). Wenn auch die effektive Bewirt- 
schaftung eingestellt werden kann, so hat die potentielle Be- 
wirtschaftung in Form laufender Erzeugungs- und Bedarfs- 
beobachtung fortzubestehen. In vielen Fällen wird auch eine 
mehr oder weniger straffe Effektivlenkung aufrecht erhalten 
werden müssen, und zwar sowohl hinsichtlich des Ausbaues 
der Rohstoffgrundlagen als auch der Vorrats-, Absatz- und 
Verbrauchslenkung. Bei der Planung der Rohstofförderung 
ist vor allem die Erschöpfungsgefahr der Vorkommen einzu- 



J ) In einer autarken Wirtschaft gibt es keinen Unterschied zwischen 
„Wehrwirtschaft“ und „Friedenswirtschaft“, d. h. sie ist stets wehr- 
haft. 

2 ) Bei Errichtung der zahlreichen Bewirtschaftungs- und Lenkungs- 
organe nach dem nationalen Umbruch stellte man z. B. mit Bedauern 
fest, daß nach dem ersten Weltkriege das Aktenmaterial über die 
Inlands-, Aus- und Einfuhrbewirtschaftung während der Kriegsjahre, 
das gute Arbeitsgrundlagen für die neu zu ergreifenden Maßnähmen 
geboten hätte, in dem Glauben an eine neue ewige Blüte der Welt- 
wirtschaft zum größten Teil vernichtet war. 
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kalkulieren. Eine weitsichtige Rohstoffplanung hat daher 
niemals kurzfristig, sondern immer auf Jahre und Jahrzehnte 
zu disponieren 1 ). 

Man könnte einwenden, daß ein Autarkiestreben sich in 
dem Maße erübrigt, wie die Rohstoff lagerung betrieben 
wird. Abgesehen von den Kosten der Lagerung und der Ge- 
fahr des Verderbs würde dieses Verfahren aber mit dem 
,, Autarkiebewußtsein“ nicht vereinbar sein. Gerade durch 
die unbeschränkte Verfügung über die „Sicherheitsgüter“ 
will der Großraum sich zu einem „Ruhepotential“ in der 
Weltwirtschaft entwickeln, das einerseits vor Ausbeutung 
schützt, zum anderen die Grundlage des Weltfriedens ist. 
Das Lagerprinzip kommt daher nur für solche Stoffe in Be- 
tracht, die der Großraum niemals selbst schaffen könnte oder 
die keine Sicherheitsgüter darstellen. 

i) Zellwolle wird z.B. zurZeit aus Holz bzw. Zellstoff hergestellt. Um 
eine in vieler Hinsicht unerwünschte Einschränkung des Wald- 
bestandes zu vermeiden, wäre auf lange Sicht die Herstellung aus 
reichlicher vorhandenen Stoffen, z. B. Kohle und Kalk, besonders 
zu intensivieren. 
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C. Das „Gesetz des Raumes“ 
als Lebensgesetz der Völker. 



Wie wir schon darlegten, ist die Tendenz zur Großraum- 
bildung nicht nur auf den europäischen Kontinent beschränkt. 
Aus dem Chaos der liberalen Weltwirtschaft haben sich in 
allen Erdteilen Ordnungskerne herausgebildet; die natür- 
liche Lebensräume um sich gruppieren. Äußerer Anlaß, In- 
tensitätsgrad und Ordnungsbild sind dabei durchaus ver- 
schieden; die Tendenz ist aber überall die gleiche. 

Wenn wir auch nachzuweisen suchten, daß die rein wirt- 
schaftlichen Erwägungen die Großraumidee geweckt und 
gefördert haben, bringt die Ordnung der außerwirtschaft- 
lichen Beziehungen derart fundamentale Umwälzungen in 
der Gesamtheit der Lebensbedingungen aller Völker mit sich, 
daß man sich fragen muß, ob letztlich nicht tiefere Beweg- 
gründe als rein materielle für die Großraumbildung be- 
stimmend sind: etwa das Streben nach besseren Gestaltungs- 
formen des menschlichen Daseins, als sie die liberale Lebens- 
ordnung bieten konnte. Es ist nicht das Ziel dieser Arbeit, 
derartige Betrachtungen anzustellen. Es wird auf das Werk 
von Werner Daitz verwiesen, der schon seit vielen Jahren 
darlegt, daß sich die Welt seit 1919 zusehends in Großräume 
gliedert, die nicht nur wirtschaftliche Zweckgründungen, 
sondern biologisch gebundene, d. h. natürliche Lebens- 
räume mit arteigenem Lebensstil darstellen. Daitz weist 
überzeugend nach, daß sich kein Volk dieser natürlichen Ord- 
nung seines Lebensraumes entziehen kann, es sei denn um 
den Preis der Um- oder Entartung, Die Bindung zwischen 
den Teilräumen dieser Ordnungszentren sowie ihre Lebens- 
ordnung charakterisiert Daitz mit folgendem plastischen 
Vergleich: »Wenn die Sonne die Planeten anzieht, so be- 
deutet dies nicht ihre Vergewaltigung, denn die Sonne löst 
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die Planeten ja nicht in Sonnenraasse auf, sondern läßt sie 
in ihrer natürlichen Ganzheit bestehen, mit der nun wieder 
die Planeten auch die Sonne anziehen, jeder nach seinem 
natürlichen Gewicht. Dieses System zwangloser Ordnung 
und unsichtbarer Führung wird auch das Ordnungsgesetz 
des neuen Europa und der anderen Lebensräume sein: 
Wirken ohne zu handeln. Noch ein anderes ist als Funda- 
mentalgesetz des neuen Europa zu beachten: Ebenso- 
wenig wie sich ein Planet aus dem Sonnensystem entfernen 
kann, ohne sich und das Ganze zu zerstören, ebenso hart 
waltet über der europäischen Völkergemeinschaft das Ge- 
setz, daß kein Volk sich aus ihr entfernen oder gegen ihre 
lebendige Ordnung handeln kann, ohne sich selbst und das 
Ganze zu zerstören. Volks- und Völkergemeinschaften 
unterstehen demselben großen Lebensgesetz. Keines ihrer 
Mitglieder kann sich ungestraft gegen das Ganze ver- 
gehen.« 1 ) 

Werner Daitz unterscheidet sechs lebensräumliche Bal- 
lungszentren der Welt: 

„1. der ostasiatische Lebensraum mit einer Bevölkerung 
von rd. 560 Millionen; 

2. der indisch - malaiische Lebensraum mit rd. 520 Mil- 
lionen; 

3. der europäische Lebensraum mit rd. 530 Millionen; 

4. der afrikanische Lebensraum mit rd. 160 Millionen; 

5. der, nordamerikanische Lebensraum mit rd. 185 Milli- 
onen und 

6. der von ihm deutlich unterscheidbare südamerikanische 
mit rd. 95 Millionen.“ 2 ) 

Neben dem europäischen Großraum hat bisher der ost- 
asiatische die größte Rauminitiative entwickelt. Der ost- 

*) Werner Daitz, Vorrede zu der Schrift „Das Selbstbestimmungsrecht 

der Lebensräume“, Berlin 1941. 

2 ) Aus dem Geleitwort von Werner Daitz zu „Europas Wirtschaftsfrei- 
heit” von Gerhard Gebhardt. Schrift 3 der Schriftenreihe „Das neue 

Europa“ der Gesellschaft für europäische Wirtschaftsplanung und 

Großraumwirtschaft, Essen 1941. 
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asiatische Großraum, jene „ostasiatische Zone der gemein- 
samen Prosperität“, mit den Kernländern Japan, Mand- 
schukuo und China hat mit dem europäischen viele gemein- 
samen Wesenszüge. Daitz nimmt eine scharfe Trennung 
zwischen dem nordamerikanischen und dem südamerika- 
nischen Raumblock vor. In der Tat fehlen viele wichtige 
Voraussetzungen einer gesamtamerikanischen Großraum- 
wirtschaft. Völkisch ist es die weitgehende Eigenständig- 
keit Südamerikas, 1 ) wirtschaftlich ist es das Fehlen eines 
komplementären Charakters zwischen dem nordamerika- 
nischen und südamerikanischen Kontinent. 

Deutschland war und wird auch weiterhin der geistige 
Initiator des Großraumgedankens sein! »Wenn wir diesen 
Weg ebnen und gehen, dann erfüllen wir damit eine natio- 
nale Pflicht und darüber hinaus eine Mission gegenüber der 
gesamten zivilisierten Welt.« 2 ) 

*) Im Gegensatz hierzu würde z. B. der afrikanische Raum eine natür- 
liche Ergänzung des europäischen Großraumes darstellen. Dem 
afrikanischen Kontinent fehlt eine geschlossene geographische und 
kulturelle Grundlage und die staatenbildende Kraft in höherem Sinne. 
Die bisherigen Negerstaaten sind über kurzlebige Gewaltherrschaften 
ohne staatlichen Charakter nicht hinweggekommen. Darüber hinaus 
fehlt den Negern jegliche organisatorische Begabung. Aus diesem 
Grunde werden sie bis auf absehbare Zeit von einer europäischen 
Führung abhängig sein müssen. 

2 ) Posse, ,, Großraum- Wirtschaft in deutscher Handelspolitik“ in „Die 
Bank“, Heft 1, Januar 1935, Seite 17. 



ZWEITER TEIL 



DIE 

DEUTSCHE MARKTORDNUNG 
ALS GRUNDLAGE DER 
GROSSRAUM- 
MARKTORDNUNG 



Wird nun die europäische Wirtschaft die von uns in ihren 
Grundsätzen entwickelten Großraumaufgaben meistern kön- 
nen? Wird sie Ordnungssysteme und Großrauminstrumente 
entwickeln können, die uns dem Ziele einer idealen Groß- 
raumwirtschaft möglichst nahe bringen? Wird nicht die Ge- 
fahr bestehen, daß trotz klarster theoretischer Erkenntnis 
der großraumwirtschaftlichen Gesetzmäßigkeiten und trotz 
bestem Willen der Wirtschaft sich der praktischen Verwirk- 
lichung unvorhersehbare Schwierigkeiten entgegenstellen? 

Es ist einmal gesagt worden, daß die europäische Groß- 
raumwirtschaft ihren „Großversuch“ bereits in Gestalt der 
deutschen Wirtschaftsordnung erfolgreich hinter sich ge- 
bracht hätte (Hunke). In der Tat haben die deutschen Me- 
thoden der Wirtschaftslenkung einmalige Erfolge gezeitigt. 
Aus der völlig zerrütteten, der Diktatur des Weltmarktes 
ausgelieferten liberalen Wirtschaft wurde in wenigen Jahren 
die führende Wirtschaftsmacht Europas geschaffen. Die 
überlegene deutsche Kriegswirtschaft ist der sichtbarste 
Beweis für den Grad der erreichten Leistungsfähigkeit und 
Versorgungsautonomie. Trotz der unbestrittenen Erfolge 
unserer Wirtschaftsführung ist man sich jedoch darüber im 
klaren, daß die äußere Form der deutschen Wirtschafts- 
ordnung, die Wirtschaftsorganisation, noch nicht die Gestalt 
aufweist, die den nationalsozialistischen Grundsätzen wirt- 
schaftlicher Betätigung entspricht. Es sind sich wohl alle 
in der Wirtschaft tätigen Menschen, ob sie die Organisieren- 
den oder die Organisierten sind, einig in der Ansicht, daß die 
in den letzten Jahren entwickelten Organisationsformen und 
Organisationsprinzipien auf die Dauer weder geeignet sind, 
den besten Nutzeffekt aus der Wirtschaft herauszuholen, 
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noch den in der Wirtschaft tätigen Menschen diejenige wirt- 
schaftliche Freiheit zu geben, die unbedingt notwendig ist, 
um ihre Initiative auf Sicht zu erhalten und zu fördern. 

Die Nachteile der deutschen Wirtschaftsorganisation sind 
mit dem Begriff „Überorganisation“ erschöpfend charakte- 
risiert. Überorganisation besagt, daß der Staat bzw. seine 
Organe Organisationsprinzipien und Organisationsformen 
anwenden, die im Verhältnis zum praktischen Lenkungs- 
bedürfnis und -erfordernis „überdimensioniert“ sind. Diese 
Überdimensionierung kann einmal darin bestehen, daß wirt- 
schaftliche Vorgänge organisiert werden, die sehr wohl von 
der Wirtschaft selbst bestimmt werden könnten, zum ande- 
ren, daß sehr oft für gleiche Vorgänge mehrere Organi- 
sationsinstanzen zugleich zuständig sind. Die Ursachen 
dieser Überorganisation sind im wesentlichen folgende: 

1. Ursachen, die in den organisierenden Menschen begründet 
sind. 

Die bisherigen Organisationsformen und -prinzipien sind 
naturgemäß erst ein Ausdruck des Tastens und Suchens 
nach endgültigen Formen der Gemeinschaftsarbeit. Ein der- 
art schwieriges Problem wie die Organisation der Wirt- 
schaft, die fast alle Lebensbereiche des menschlichen Da- 
seins berührt, läßt sich nicht von heute auf morgen lösen. 
Es ist auch psychologisch verständlich, daß oft als Gegenpol 
zu der Freizügigkeit der liberalen Wirtschaft die Organi- 
sierenden in falscher Auslegung der Wirtschaftsgrundsätze 
des Nationalsozialismus in eine Art Organisationstaumel 
verfielen. Sekundiert wird dieser Tendenz noch durch die 
Gewissenhaftigkeit, eine an sich sehr lobenswerte Eigen- 
schaft des deutschen Menschen, die sich aber in der Wirt- 
schaftsverwaltung dann zu einem Übel aus wächst, wenn der 
Organisator sich um jede Schraube der Organisations- 
maschine persönlich kümmert, anstatt sich auf die Steuerung 
der Maschine zu beschränken. Hinzu kommt weiterhin die 
Tatsache, daß bei Aufbau der Wirtschaftsorganisationen 
nicht immer die Kräfte verfügbar waren, die weltanschaulich 
und sachlich geeignet waren, die neue deutsche Wirtschaft 
zu gestalten. Wenn aber Idealismus und überlegene Sach- 
kenntnis fehlen, ist es eine allzu natürliche Folge, daß an 
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Stelle einer vernünftigen Lenkung auf sachlich autoritärer 
Grundlage Registrierungs- und Fragebogenwirtschaft be- 
trieben wird. Geradezu unerträglich wird dieser Zustand 
dann, wenn die Organisation durch die organisierenden 
Menschen zu einer Art Selbstzweck und Eigendasein aus- 
gestaltet wird und darüber hinaus dann noch eine Art Kon- 
kurrenzkampf der Bürokraten einsetzt, der an egoistischer 
Zügellosigkeit beinahe die Konkurrenzwirtschaft liberaler 
Prägung in den Schatten stellt. 

2. Ursachen, die in den organisierten Menschen begründet 

sind. 

Als die ersten Schritte zur Durchdringung der deutschen 
Wirtschaft mit nationalsozialistischem Gedankengut ge- 
macht wurden, war die Wirtschaft noch völlig in dem libe- 
ralistischen Gedankengut verstrickt. Es mußten daher staat- 
liche Eingriffe in dem Ausmaße erfolgen, wie die Wirtschaft 
noch im Fahrwasser der vergangenen Epoche schwamm. 
Der Staat mußte also in dem Umfange, wie die wirtschaft- 
lichen Vorgänge noch nicht durch die Gesinnung der Wirt- 
schaftenden im gemeinwirtschaftlichen Sinne gelenkt wur- 
den, neben der , , Richtungsinitiative“ 1 ) — seinem ureigenen 
Gebiet in einer sinnvoll gelenkten Wirtschaft — sich auch 
auf dem Gebiet der „Durchführungsinitiative“ 1 ), das eigent- 
lich der Wirtschaft selbst Vorbehalten sein sollte, betätigen. 

3. Ursachen, die in der Sache begründet liegen. 

Die Wirtschaft der letzten Jahre war eine Mangelwirt- 
schaft. Verstärkt wurde diese Mangelwirtschaft durch die 
Vorbereitung bzw. Durchführung der Kriegswirtschaft, die 
naturgemäß immer mit straffen Organisationsformen ver- 
bunden sein muß. Wenn jedes Kilo Rohstoff bis zu seiner 
Verarbeitung bzw. bis zu seinem endgültigen Bestimmungs- 
ziel drei, fünf oder zehn Lief er-, Bezugs-, Verarbeitungs-, 
Verwendungs- und sonstige Genehmigungen durchlaufen 
muß, ergibt sich zwangsläufig eine Aufblähung des Verwal- 

l ) Ausdrücke nach Landfried, „Die gewandelte Funktion der Unter- 
nehmer-Initiative“, „Der neue Tag“, Prag, Nr. 87 vom 28. März 1941. 
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tungsapparates, die zu der produktiven Sphäre der Wirt- 
schaft nicht mehr in einem angemessenen Verhältnis steht. 

Wenn schon die Lockerung und Neuordnung der deut- 
schen Wirtschaftsorganisation eine zwingende Forderung 
der Zukunft ist, ist dies für die europäische Großraumwirt- 
schaft geradezu eine fundamentale Voraussetzung. Je größer 
ein Wirtschaftskörper ist, desto schwieriger ist seine Orga- 
nisierung und desto ungünstiger wirken sich falsche oder 
überdimensionierte Organisationsformen aus. Man denke 
sich nur die derzeitigen Organisationsformen und -prinzipien 
auf sämtliche Teilräume der europäischen Großraumwirt- 
schaft übertragen, und man stelle sich sodann das zwischen- 
räumliche Zusammenwirken der Organisationen vor! Man 
wird dann feststellen, daß es ein Unding sein würde, die 
europäische Großraumwirtschaft mit den derzeitigen Orga- 
nisationsformen auf bauen zu wollen. Winschuh sagt treffend: 
»Es wäre tragisch, wenn die europäische Wirtschaft aus 
dem Regen des Kapitalismus in die Traufe des Bürokratis- 
mus und der Sozialisierung kommen würde; die große Wirt- 
schaftsrevolution würde sich damit um ihren Sinn betrügen. 
Die große Aufgabe, die von der nächsten Generation der 
europäischen Wirtschaftsbeamten und Unternehmer zu 
lösen sein wird, ist daher, die beste, die möglichst unbüro- 
kratische Synthese zwischen der öffentlichen Lenkung der 
Wirtschaft und der für die volle Entfaltung der produktiven 
Kräfte Europas unentbehrlichen Unternehmerinitiative zu 
finden.« 1 ) 

Es ist nun unmöglich, die Methoden der Großraumwirt- 
schaftspolitik zu behandeln, ohne die Grundsätze einer sinn- 
vollen nationalen Wirtschaftspolitik herauszuarbeiten. Die 
Großraumwirtschaftspolitik, der Inbegriff aller Maßnahmen, 
die auf die Verwirklichung der Großraumziele hinwirken, 
stellt eine räumliche Erweiterung der nationalen Wirt- 
schaftspolitik dar. Genau so, wie sich der Großraum aus 
einzelnen Volkswirtschaften zusammensetzt, ist auch die 
.Großraumwirtschaftspolitik das Zusammenspiel der Volks- 
wirtschaftspolitik der einzelnen Teilräume. Wir können da- 

*) Josef Winschuh: „Männer, Traditionen, Signale“, Berlin 1940, 
Seite 359. 



68 



her nicht umhin, uns zunächst Gedanken über die künftige 
Wirtschaftsordnung als solche zu machen. Es bedarf keiner 
Erörterung, daß die deutsche Problematik der Wirtschafts- 
ordnung der Ausgangspunkt aller Betrachtungen sein muß. 

Welchen Charakter müssen nun die Organisationsprin- 
zipien und welche Gestalt die Organisationsformen in der 
künftigen Wirtschaftsordnung haben, damit jene Synthese 
von Freiheit und Bindung erreicht wird, die den deutschen 
Wirtschaftsstil ausmacht? (Hunke.) Wenn wir von dem 
Träger der wirtschaftlichen Organisation ausgehen, können 
wir grundsätzlich zwei Prinzipien der organisatorischen 
Beeinflussung des Wirtschaftsablaufes unterscheiden: das 
privatwirtschaftliche und das staatliche. Die private Orga- 
nisation findet ihren Ausdruck in den Unternehmer Zusam- 
menschlüssen, wie z. B. Kartellen und Konzernen; die staat- 
liche in den verschiedenen staatlichen oder durch staatliche 
Initiative ins Leben gerufenen bzw. durch die staatliche 
Autorität gestützten organisatorischen Einrichtungen. Mit 
dieser Feststellung berühren wir das Kernproblem der künf- 
tigen Wirtschaftsordnung. Es ist die Frage zu beantworten, 
wie die Zonenbegrenzung zwischen dem Staat und seinen 
Organisationen und zwischen den Wirtschaftsindividuen und 
den von ihnen verwirklichten Organisationsformen zu sein 
hat, und weiterhin, wie das Zusammenspiel zwischen der 
Freiheit der Individuen und der durch den Staat repräsen- 
tierten Gesamtheit sein wird, damit die höchste völkische 
und wirtschaftliche Wohlfahrt erzielt wird. 



A. Der Weg zur totalen Marktordnung. 



Wir müssen zur Beantwortung dieser Frage in kurzen 
Zügen die Entwicklung der Marktordnung darstellen und 
dabei insbesondere die Wechselbeziehungen zwischen staat- 
licher und privater Marktordnung herausarbeiten. Wir be- 
schränken uns aus Gründen, die später näher zu erörtern 
sind, nur auf die Behandlung des Kartellproblems. 

Zunächst sind einige Begriffsklärungen notwendig: Unter 
Marktordnung verstehen wir die organisierte, nach bestimm- 
ten Grundsätzen zu vollziehende Beeinflussung von Angebot 
und /oder Nachfrage. Unter diese Definition fällt nicht die 
Marktform des „freien Spiels der Kräfte“, da der Markt hier 
nicht „organisiert“ beeinflußt wird. Dagegen fällt unter diese 
Definition bereits das liberale Kartell. Da die Definition über 
den Träger der Beeinflussung nichts aussagt, kann auch der 
Staat (wie übrigens auch die organisierte Konsumenten- 
seite: „Nachfrage-Kartelle“ 1 ) ) nach dieser Definition An- 
gebot und Nachfrage beeinflussen. Diese Beeinflussung 
kann die verschiedensten Stufen und Formen aufweisen. 
Die Marktordnung kann sich auf die Beeinflussung der Men- 
gen und Preise beschränken. Sie kann sich aber auch bis 
zu den Fundamenten der marktbildenden Faktoren, also der 
„ Produktion auf der einen Seite (z. B. Investitionsordnung, 
Spezialisierung der Produktion, qualitative Festlegung der 



Theoretisch wäre ein System der Marktordnung, das ausschließlich 
von der Konsumentenseite ausgeht, durchaus denkbar. Aus prak- 
tischen Erwägungen wird man jedoch den Markt stets von der Pro- 
duktionsseite her zu beeinflussen suchen, da einmal die Organisie- 
rung der Konsumenten wegen ihrer oft sehr großen Zahl allzu kom- 
pliziert und zum anderen die Wirksamkeit des Nachfrage-Kartells 
auf die Produktionsordnung nur beschränkt ist. 
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Produktion usw.) und der Konsumtion auf der anderen Seite 
(z. B. die mannigfaltigen Möglichkeiten der Verbrauchs- 
lenkung) erstrecken. Weiterhin kann sich die Marktordnung 
auf die Festlegung allgemeiner Marktordnungsgrundsätze 
(Beispiel: „Marktordnungsgrundsätze'* der Reichsgruppe In- 
dustrie) durch den Staat bzw. seiner Organe beschränken und 
die regelnde Beeinflussung des Marktablaufes der Industrie 
selbst überlassen; der Staat kann aber auch unmittelbar in 
alle Phasen des Marktgeschehens selbst eingreifen. 

Wir machen keinen grundsätzlichen Unterschied zwischen 
Marktordnung und Marktregelung. Marktordnung ist 
für uns der Oberbegriff“ — er enthält sowohl materielle als 
auch ideelle Werte — , während Marktregelung sich auf 
konkrete materielle Einzelmaßnahmen der Marktordnung 
erstreckt. Der Grund für die Aufhebung der heute noch viel- 
fach bestehenden starren Unterscheidung zwischen den 
Begriffen der Marktordnung und Marktregelung geht 
aus den späteren Ausführungen hervor. Noch zu erwähnen 
ist, daß unter „Wirtschaftsordnung“ ein der Marktordnung 
überlagerter Begriff zu verstehen ist. Die Wirtschaftsordnung 
stellt das Gesamtordnungssystem der Wirtschaft dar, d. h. die 
Gesamtheit der Grundsätze, nach denen der Wirtschafts- 
ablauf geordnet wird, erstreckt sich also nicht nur auf 
Produktion und Absatz, sondern auch auf die Probleme des 
Geldes, der Arbeit, des Einkommens, des Verkehrs usf. 1 ) 

Der Geist der jeweils bestehenden Wirtschaftsordnung 
bestimmt Ziel und Methode der Marktordnung. In der libe- 
ralen Wirtschaft diente die Marktordnung nur als Korrektiv 
einer sich grundsätzlich selbst bestimmenden Wirtschaft, 
In der künftigen Ordnungswirtschaft wird sie der Ausdruck 
einer von dem neuen politischen Geist der Volksgesamtheit 
beherrschten „ganzheitlichen“ Wirtschaftsgestaitung sein. 



x ) Unter Wirtschaftsplanung wird demgegenüber die Festlegung be- 
stimmter Wirtschaftsziele verstanden, während Wirtschaftslenkung 
der Inbegriff der Methoden ist, mit denen bestimmte Wirtschaftsziele 
erreicht werden. (Vgl. Preiser, Wesen und Methoden der Wirtschafts- 
lenkung, Finanzarchiv Bd. 8, Heft 2, Seite 225.) Zwischen diesen 
beiden Begriffen und dem der Marktordnung bestehen enge Ver- 
bindungslinien, auf die hier jedoch nicht weiter eingegangen 
werden soll. 
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Die oben angeführte, stark generalisierende Definition der 
Marktordnung wird später bei der ausführlichen Darstellung 
der künftigen „totalen Marktordnung“ zur Charakterisierung 
ihrer Wesensmerkmale noch zu spezifizieren sein. 

Diese Begriffsbestimmungen waren zum Verständnis 
unserer Marktordnungsgedankengänge erforderlich. Wir 
geben nunmehr einen kurzen Abriß über die Entwicklungs- 
geschichte des Kartells. 

Im Zeitalter des Liberalismus war das Erwerbsprinzip 
die gestaltende Kraft in der Wirtschaft. Das „freie Spiel der 
Kräfte“ war die äußere Form. Durch das ungehinderte Zu- 
sammenwirken von Angebot und Nachfrage sollte der größt- 
mögliche Nutzen für Produktion und Konsumtion, also für 
die Gesamtwirtschaft, erzielt werden. Es ist nun eine der 
erstaunlichsten Tatsachen der Wirtschaftsgeschichte, daß 
jahrzehntelang die Lehre von der klassischen National- 
ökonomie, die eben dieses „freie Spiel der Kräfte“ in ein 
logisches System zu bringen sucht, von der ganzen Welt als 
heiliges Gesetz hingenommen wurde, während sich das 
wirkliche Leben der Wirtschaft schon lange ganz anders ent- 
wickelt hatte — nämlich im Sinne einer zunehmenden Orga- 
nisierung des Marktmechanismus und damit einer ständig 
wachsenden „Versteifung“ des freien Spiels der Kräfte. 
Damit hatten aber die liberalen Unternehmer selbst einen 
schweren „Verstoß“ gegen die damalige Wirtschaftsauf- 
fassung begangen. Die Kartelle, Konzerne oder wie die 
Unternehmergemeinschaften sonst heißen mögen, sind keine 
Einrichtungen des Staates, sondern der Privatwirtschaft 
selbst. Die Unternehmer, die Männer der freien Initiative, 
haben sich die Fesseln der Organisation angelegt! Daraus 
ergibt sich aber, daß die liberale Wirtschaftsverfassung, 
d. h. das völlig freie Spiel der Kräfte, keine Dauereinrich- 
tung sein kann, denn der freie Unternehmer, der doch der 
Prototyp des Liberalismus war, ging selbst dazu über, die 
erste Grundlage einer „Planwirtschaft“ zu schaffen. Ja, er 
hat diese Planwirtschaft ausgebaut und ist zu immer straffe- 
ren Organisationsformen übergegangen, selbst zu einer 
Zeit, in der nicht nur die Theorie, sondern auch der Staat 
noch immer von dem ehernen Wirtschaftsgesetz des freien 
Spiels der Kräfte befangen waren. Ursachen und Ziele der 
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Unternehmerplanwirtschaften sind bei dieser Betrachtung 
zunächst gleichgültig. Unsere Feststellung soll nur zu der 
Einsicht zwingen, daß eine Organisation der Wirtschaft in 
Form einer Marktordnung eine unabwendbare Notwendig- 
keit ist; ein anderes Problem ist es, welcher Geist in dieser 
Marktordnung geherrscht hat bzw. nach heutiger Auffassung 
zu herrschen hätte. 

1. Das liberale Kartell. 

Die Entstehung des Kartellgedankens und damit der 
ersten modernen Marktordnungsform ist logisch und natür- 
lich. 1 ) Mit dem Aufkommen der Gewerbefreiheit, dem Ab- 
gehen von der Kundenproduktion zur Produktion für den 
Markt entstand die freie Konkurrenz. An Stelle planmäßiger 
Produktion für einen bestehenden Abnehmerstamm trat 
eine solche für einen weniger festen, oft stark wechselnden 
Kundenkreis. Mit der Entwicklung der Technik, dem Auf- 
kommen neuer Wettbewerber verschärfte sich der Kon- 
kurrenzkampf. Durch Preisverbilligung wollte jeder Produ- 
zent seinen Vorsprung zu halten suchen, um die laufende 
Produktion zu sichern und damit das angelegte Kapital 
rentabel zu halten. Die Konkurrenzwirtschaft brachte not- 
gedrungen Unruhe, Unstetigkeit und Planlosigkeit in die 
Industrieproduktion, wobei noch verschärfend die allge- 
meinen Wellenbewegungen der Wirtschaft, die Konjunk- 
turen, mit ihren oft verheerenden Wirkungen hinzutraten. 

Die Erkenntnis der unheilvollen Folgen eines ruinösen 
Wettbewerbs ist der Boden gewesen, auf dem der Kartell- 
gedanke im Unternehmertum wach wurde. Die Unternehmer 
gingen dazu über, sich selbst wieder die Bindungen aufzu- 
erlegen, die sie früher mit der Brechung der Zunftver- 
fassung gesprengt hatten. Allerdings trat, wie schon gesagt, 
damit keine Änderung in der geistigen Haltung der Unter- 
nehmer ein. Sie verstießen nur der Form nach gegen die 
liberalen Wirtschaftsprinzipien, dem Inhalt nach war das 

*) Müllensiefen spricht von einer „organisch aus der Industrie heraus- 
gewachsenen Kartellbewegung“ (Kartelle als Produktionsförderer, 

Berlin 1926, Seite 7). 
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Kartell lediglich ein Instrument privatwirtschaftlicher In- 
teressensicherung. Wenn es der,, Markt“ erlaubte, waren die 
Unternehmer durchaus geneigt, ihre Monopolstellung in 
rücksichtsloser Weise zum Schaden der Abnehmer auszu- 
nutzen. Es ist müßig — vom Gesichtswinkel der Markt- 
organisation aus betrachtet — danach zu fragen, ob die Kar- 
tellierung mehr ihren Ursprung in einem Schutzbedürfnis 
oder im „ Preisübermut“ hat. Wichtig ist allein die Fest- 
stellung, daß die Unternehmer mittels einer Marktorgani- 
sation ein bestimmtes Marktziel zu erreichen suchten. 

Wenn der Wettbewerb mit seinen Folgen der äußere An- 
laß der Kartellierung ist, liegt die Wurzel des Kartellierungs- 
problemes in der Disharmonie zwischen Angebot und Nach- 
frage. Diese Disharmonie entsteht in der Hauptsache ent- 
weder durch Überproduktion oder durch Unterkonsumtion, 
wobei beide Möglichkeiten gemeinsam auftreten können. 
Eine Unterkonsumtion lag z. B. vor, als in den achtziger 
Jahren — nach Beendigung des Baues der wichtigsten 
Eisenbahnen — ein gewisser Rückgang des Schienenbedar- 
fes eintrat. Die Überproduktion ist im wesentlichen durch 
den Fortschritt der Technik erklärt. Wenn ein Unternehmer 
durch Verbesserung seines Produktionsprozesses täglich 
statt zehn hundert Gegenstände hersteilen kann, so ist dies 
für die Konsumseite sachlich (Kaufkraft) und psychologisch 
(Kaufwillen) ein völlig neues Problem, auf das sie nicht von 
heute auf morgen reagieren kann. 



2. Das Kartell unter Nachfrageschutz des Staates. 

Da die Wiederherstellung des Marktgleichgewichts auf 
die Dauer nicht ohne schwerwiegende Schädigungen ent- 
weder der Angebots- oder Nachfrageseite möglich war, 
mußte der Staat zwangsläufig — wenn auch nach langem 
Zögern — in das Marktspiel eingreifen. Dies geschah zu- 
nächst mit der im Jahre 1923 erlassenen ,, Verordnung gegen 
den Mißbrauch wirtschaftlicher Machtstellungen“ der soge- 
nannten Kartell Verordnung. Die Kartellverordnung erkannte 
dem Staat das Recht zu, gegen die Kartelle einzuschreiten, 
insbesondere sie aufzulösen, sofern sie das Gesamtwohl 
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gefährdeten. Damit ist die Karteilverordnung eindeutig ein 
Mittel des „Nachfrageschutzes“. Obwohl der äußere Anlaß 
zur Kartellverordnung die Inflation mit dem damals ganz 
besonders gegen die Kartelle erhobenen Vorwurf der Preis- 
treiberei war, sind wir uns darüber im klaren, daß ein der- 
artiger Eingriff des Staates auch ohne diesen Anlaß früher 
oder später hätte erfolgen müssen, denn die Wirtschaft war 
auf die Dauer offensichtlich nicht in der Lage, aus eigener 
Kraft ein gesundes Gleichgewicht im Wirtschaftsablauf zu 
gewährleisten. Es ist aber bezeichnend, daß der Staat seiner- 
zeit diesen Eingriff nur als „Notmaßnahme“ ansah. Dies geht 
schon daraus hervor, daß die Entscheidung der Frage, ob 
ein Mißbrauch wirtschaftlicher Machtstellung vorlag, einem 
unabhängigen Kartellgericht übertragen wurde. Es ist aber 
weiterhin auch festzustellen, daß der damalige „Polizei- 
staat“, der an sich der Hüter der freien wirtschaftlichen 
Betätigung zu sein hatte, sich bereits stillschweigend damit 
abfand, daß das „Kartell“ eine nicht aus dem Wirtschafts- 
leben weg zu denkende Tatsache war. 



3. Das Kartell unter Angebotschutz des Staates. 

Während ]die Kartellverordnung von 1923 dem Schutze 
der Nachfrageseite diente, brachte das Zwangskartellgesetz 
von 1933 das Gegenstück, nämlich den Schutz der Angebots- 
seite. Das Zwangskarteilgesetz gibt dem Reichswirtschafts- 
ministerium die Möglichkeit, neue Kartelle zu gründen und 
räumt dem Reichswirtschaftsministerium darüber hinaus 
noch das Recht ein, in Form von Errichtungs- und Erweite- 
rungsverboten die Kartelle bzw. die von ihnen vertretenen 
Industriezweige vor einer Verstärkung der Konkurrenz und 
damit vor einer Vernichtung volkswirtschaftlichen Gutes zu 
schützen. 

Während der Anlaß der Kartellverordnung die Preis- 
treibungstendenzen der Inflation waren, war es bei dem 
Zwangskartellgesetz der durch die Wirtschaftskrise verur- 
sachte Preisverfall. Die Entwicklung, die zu dem Gesetz 
von 1923 führte, ist dahingehend zu charakterisieren, daß 
sich die Gleichgewichtslage des Marktes, wenn man das 
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Aufkommen und die Entwicklung einer Unternehmersoli- 
darität voraussetzt, zugunsten der Produktion verschob. 
Der Konsument, der ursprünglich durch seine starke Posi- 
tion in der Regel erst die Unternehmersolidarität herauf- 
beschworen hatte, wurde in die Defensive gedrängt. Er 
mußte also notfalls geschützt werden, was durch die Kartell- 
verordnung von 1923 erfolgte. Mit beginnender Überproduk- 
tion in der Wirtschaftskrise und bei einsetzender Stagnation 
der dynamischen Kräfte, die bis dahin der Wirtschaft immer 
wieder selbständig eine neue Aufwärtsbewegung gebracht 
hatten, wurde der Produzent in die Defensive gedrängt. Er 
brauchte einen Schutz gegen die starke gegenseitige Kon- 
kurrenz auf der einen und gegen den preisdrückenden Rück- 
gang des Absatzes auf der anderen Seite. 



4. Die Entwicklung zum totalen Kartell. 

Man könnte meinen, daß mit dem staatlichen Schutz 
und der dadurch bedingten Beeinflussung von Angebot und 
Nachfrage durch die Kartellgesetze von 1923 und 1933 alle 
Marktordnungsmöglichkeiten erschöpft wären. Dies ist 
jedoch keineswegs der Fall. Die Kartellgesetze schaffen 
zwar die rechtlichen Grundlagen für staatliche Eingriffe, sie 
stellen aber kein geschlossenes Marktordnungssystem dar. 
Von den gesetzlichen Befugnissen wurde nur in Notfällen 
Gebrauch gemacht; die bewußt ordnende Funktion war mit 
den Kartellgesetzen noch nicht geschaffen. Das Wo, Was, 
Wie, Wieviel der Produktion wurde nach wie vor grundsätz- 
lich dem freien Ermessen der Unternehmer überlassen. 

Eine totale Machtbeeinflussung durch den Staat wurde 
aber immer dringlicher, als einerseits von der weltanschau- 
lichen Seite her die Ordnung des Wirtschaftslebens gefordert 
wurde und andererseits große Leistungen gemeinwirtschaft- 
licher Art von der deutschen Wirtschaft verlangt werden 
mußten. Die umfassenden Aufgaben der Vierjahrespläne und 
der Aufrüstung konnten nicht mehr mit einer Wirtschaft be- 
wältigt werden, auf die der Staat nur in Form der Gewährung 
von „Marktkrücken“ Einfluß hatte. Die wirtschaftspolitischen 
Ziele erforderten nicht nur Korrekturen, sondern tiefgrei- 
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fende Wandlungen. Damit setzte das Problem der Erziehung 
der Wirtschaft in der nationalsozialistischen Wirtschafts- 
auffassung auf der ideellen Seite und der Rohstoff- und 
Produktionsplanung auf der materiellen Seite ein. Hier 
konnten aber weder das liberale Kartell noch die mit den 
Gesetzen von 1923 und 1933 gegebenen Befugnisse des Staa- 
tes den gewünschten Erfolg verbürgen. Obwohl das Kartell 
eine bewährte Organisationsform darstellte, war der in 
ihm herrschende Geist nicht dazu angetan, Träger einer 
neuen Wirtschaftsordnung zu werden. Auf der anderen Seite 
hätte aber das Kartell auch schon deswegen nicht die neuen 
Marktordnungsaufgaben des Staates in die Hand nehmen 
können, weil die notwendigen Verbindungslinien zwischen 
ihm und der Staatsführung (wie sie in Form der heutigen 
Wirtschaftsorganisationen vorliegen) nicht vorhanden waren. 
Als letzter Gesichtspunkt ist noch anzuführen, daß die In- 
dustrieprodukte nur zu etwa 60% kartelliert waren. Auf dem 
restlichen Sektor hatte sich entweder eine Kartellierung 
nicht als notwendig erwiesen oder aber die Kartellierung 
konnte wegen mangelnder „Kartellfähigkeit“ der Güter 
nicht verwirklicht werden. Die Neuformung der geistigen 
und materiellen Wirtschaftskräfte hatte sich aber zwangs- 
läufig auf die gesamte Wirtschaft zu erstrecken. 

Der Staat mußte daher andere Wege gehen. Er schaffte 
mit dem Wirtschaftsaufbaugesetz vom 27. Februar 1934 die 
Selbstverwaltungsorganisation der Wirtschaft, der er in 
erster Linie die Erziehungsaufgaben übertrug. Im Laufe 
der folgenden Monate und Jahre wurde dann eine Reihe 
weiterer Organisationen geschaffen, die als „Auftrags- 
institute“ des Staates die materielle Planung der Wirtschaft 
zu veranlassen bzw. zu überwachen hatten. Es seien ins- 
besondere die Überwachungsstellen (später Reichsstellen) 
genannt, die sich zunächst mit Einfuhrfragen befaßten, spä- 
ter aber mehr und mehr auch auf die Inlandswarenbewirt- 
schaftung und damit Produktionsgestaltung Einfluß nahmen, 
ferner die Prüfungsstellen, die die Ausfuhr zu überwachen 
hatten, weiterhin der Preiskommissar und die sonstigen 
Vierjahresplanämter. Im Kriege wurden dann noch die 
Landeswirtschaftsämter als regionale Institute der staat- 
lichen Wirtschaftsverwaltung eingerichtet. Die Tätigkeit 
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dieser Organisationen ist zu bekannt, als daß sie hier näher 
zu erörtern wäre. Die Kartelle wurden mit der zunehmenden 
Erweiterung und Intensivierung der Aufgaben dieser staat- 
lichen Organisationen immer mehr in ihrer eigenständigen 
Tätigkeit beeinträchtigt. Aus der Inlandsquote wurde das 
Reichsstellenkontingentj aus der Export- oder Importquote 
das handelspolitische oder devisenwirtschaftliche Kontin- 
gent. Die Kartellpreispolitik wurde durch die Preisbindungs- 
verordnung und durch den Preisstop eingeengt usw. Die 
deutschen Teile internationaler Kartelle waren durch die 
Tätigkeit der Prüfungsstellen mehr oder weniger in ein 
Exportzwangskartell einbezogen. Kurz, die Kartelle wurden 
ausgehöhlt. 

Als der bekannte Wirtschaftlichkeitserlaß des Reichs- 
wirtschaftsministeriums vom 12. November 1936 die Aufsicht 
der Wirtschaftsgruppen über die Kartelle einführte und 
damit der Ansatzpunkt für eine organische Marktordnung 
gemacht wurde, waren schon alle wesentlichen Schalthebel 
der Wirtschaftslenkung in die anderen Organisationen 
hinübergeglitten. Es war daher auch kaum notwendig, darauf 
hinzuweisen, daß die Gruppen nur beratende und keine 
marktregelnde Tätigkeit auszuüben hätten, denn fast alle 
marktregelnden Funktionen waren bereits von den „Auf- 
tragsinstituten“ übernommen. Wenn die Wirtschaftsgruppen 
tatsächlich solche ausübten — z. B. die Bewirtschaftung seit 
Kriegsbeginn — , erfolgte dies zumeist nur im Aufträge 
anderer Organisationsinstanzen. 

Mit dem gleichen Erlaß vom 12. November 1936 wurden 
den Wirtschaftsgruppen aber noch andere Aufgaben zu- 
gewiesen, die den Kartellen nahezu den Todesstoß zu ver- 
setzen drohten. Es hieß in dem Erlaß: »Die Aufgabe aller 
Gruppen und Kammern geht dahin, ihre Mitglieder zu größt- 
möglicher Wirtschaftlichkeit und höchster Leistung zum 
Nutzen von Volk und Staat zu erziehen. Sie sollen hierzu 
die notwendigen Gemeinschaftsarbeiten, insbesondere auf 
technischem und betriebswirtschaftlichem Gebiete (Nor- 
mung, Buchhaltungs- und Kalkulationsrichtlinien, Betriebs- 
vergleiche usw.) wie auch auf dem Gebiete der Statistik und 
Marktanalyse durchführen. Durch diese Arbeiten werden 
manche Bindungen (sprich: Kartelle. Der Verfasser), die 
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zur Zeit noch notwendig sind, später überflüssig werden.« 
Die Gruppen sollten also durch allgemeine markt-„ordnende“ 
Tätigkeit die speziell markt-, Regelnde“ Tätigkeit der Kar- 
telle weitgehend ablösen. Die Gruppenarbeit sollte durch 
Schaffung allgemeiner Marktordnungsrichtlinien eine Auf- 
lockerungswelle unter den Kartellen einleiten. Auf diesen 
Fragenkomplex werden wir später noch zurückkommen. In 
diesem Zusammenhänge soll lediglich die Feststellung ge- 
troffen werden, daß die Praxis sich alles andere als im Sinne 
einer Auflockerung entwickelte. Wie weiter oben schon be- 
schrieben, dehnten sich hinter der Kulisse der Auflockerung 
die sachgebietlichen Organisationen immer mehr aus. Der 
Staat schien „Unternehmer“ zu werden, während der Unter- 
nehmer mehr und mehr beamtenähnliche Funktionen äuszu- 
führen hatte .Die freien Zonen (oder solche, die es hätten werden 
können) des Wirtschaftslebens drohten immer mehr erstickt 
zu werden. Das Kartell aber, die Organisation der Unterneh- 
merwirtschaft, schien völlig im luftleeren Raum zu hängen. 

So sind wir heute an einer Wirtschaftsordnung angelangt, 
bei der der Staat sich nicht, wie es seine Aufgabe sein s ollte ^ 
auf die Funktion der Spitzenlenkung beschränßf^sondern 
bei der ein Konglomerat von staatlichen Organisationen 
vorhanden ist, die sowohl in der Tiefe, als auch in der Breite 
und insbesondere in ihrem Zusammenwirken die Merkmale 
der Überdimensionierung zeigen, und jene einmal scherzhaft 
gemachte Außerüng, wonach der deutsche Mensch erst da- 
durch sein Organisationsgenie bewiesen habe, daß trotz der 
Organisationen „alles klappe“, kann eigentlich nicht ernst 
genug genommen werden. 

Wenn wir uns nun Gedanken über die künftige Wirt- 
schaftsordnung und über die Organisierung der Wirtschaft 
machen, müssen wir uns die primitivsten Grundsätze der 
Organisation wieder klar machen. Die an die Wirtschafts- 
organisation gestellte fundamentale Forderung lautet: ein 
gegebenes wirtschaftliches Ziel ist mit dem geringstmög- 
lichen Aufwand an organisatorischen Mitteln zu erreichen. 
Wenn man voraussetzt, daß die Wirtschaftslenkung im 
modernen Sinne nicht bei der „Marktregelung haltmacht, 
sondern bis zur Produktion und bis zum Rohstoff vordringt, 
so scheint auf den ersten Blick eine unüberwindliche Schwie- 
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rigkeit darin zu bestehen, daß die Organisation bei totaler 
Erfüllung ihrer Ziele zwangsläufig einen umfassenden Appa- 
rat beansprucht, der aber im Gegensatz zu der Forderung 
nach Beschränkung auf bloße Lenkungsfunktionen steht. 
Dies war aber die Praxis der letzten Jahre, die zu dem Zu- 
stand der Überorganisation mit ihren eingangs beschrie- 
benen Wirkungen führte. Auf der anderen Seite aber würde 
der gewünschte Planungserfolg nicht eintreten, wenn die 
staatliche Organisation sich nur auf lenkende Maßnahmen 
beschränken wollte, denn durch die fehlende Betriebsnähe 
würde die Kenntnis der tausendfältigen wirtschaftlichen Vor- 
gänge in jedem Industriezweig unmöglich sein und damit 
auch eine sachgemäße und den jeweiligen Bedürfnissen 
Rechnung tragende Wirtschaftslenkung erschwert werden. 

Aus diesem Dilemma scheint nun das vorübergehend ver- 
nachlässigte Kartellinstrument einen geeigneten Ausweg zu 
bieten. Diese „Planwirtschaft kleinsten Ausmaßes“ ist, nach 
neuen Grundsätzen ausgerichtet, ein vorzügliches Ordnungs- 
gebilde. Es ist betriebsnah und wendig, weil es zwischen 
den Betrieben lebt und weil es von der Wirtschaft selbst 
verwaltet wird. Wenn oben gesagt wurde, daß der Staat 
sich seinerzeit bei dem Aufbau der Wirtschaft neuer Organi- 
sationsinstrumente bedienen mußte, so dürften die damaligen 
Bedenken inzwischeri gegenstandslos geworden sein, denn 
einmal sind die Verbindungslinien zwischen Staat und Kar- 
tell inzwischen ausgebaut (allerdings ist dieser Bau, wie 
gesagt, zur Zeit noch als überladen zu bezeichnen), zum 
anderen haben sich Geist und Technik des Kartells in- 
zwischen in einer Weise entwickelt, die seine Verwendung 
als Instrument der staatlichen Wirtschaftsführung durchaus 
zweckmäßig erscheinen läßt. 

So hat denn auch das Kartell, das vorübergehend durch 
seine mächtige Rivalin, die Behörde, erdrückt zu werden 
schien, allmählich wieder seine Daseinsberechtigung unter 
Beweis stellen können. Auf drei wichtigen Gebieten wurde 
in den letzten Jahren wieder mehr und mehr auf das Kartell- 
instrument zurückgegriffen. Bei den verschiedenen Gebiets- 
angliederungen an das Deutsche Reich wurde das Kartell 
ein unentbehrliches Werkzeug der Wirtschaftsangleichung. 
Weiterhin wurde es als zweckmäßiges Instrument der 
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Kriegsbewirtschaftung eingeschaltet, sei es, daß es seinen 
Mitgliedern die Rohstoffe im Aufträge der Reichsstellen zu- 
teilte, oder sei es, daß es die Verteilung des Kartellproduktes 
vornahm. Das „ Bewirtschaftungskarte 11“ hat genau so wie 
das „Anschlußkartell“ seine Brauchbarkeit erwiesen. Es hat 
die Bewirtschaftungsorgane entlastet und somit zur Verein- 
fachung und Verbesserung der Verwaltungsapparatur bei- 
getragen. 1 ) Aber damit nicht genug, die größte Aufgabe setzt 
für das neue Kartell erst mit der beginnenden planmäßigen 
Rationalisierungsaktion der deutschen Wirtschaft ein. Es 
wurde weiter oben von den mit dem Reichswirtschafts- 
ministeriumserlaß vom November 1936 zugewiesenen Auf- 
gaben auf dem Gebiete der Leistungssteigerung gesprochen. 
Es hat sich nun erwiesen, daß die Wirtschaftsgruppen und 
ihre Unterorgane wohl den allgemeinen Rahmen auf dem 
Gebiete der Leistungssteigerung abstecken können (z. B. 
Buchhaltungsrichtlinien), daß sie aber dann versagen müs- 
sen, wenn es sich um die branchenmäßige Kleinarbeit, be- 
sonders auf technischem Gebiete, handelt. Hier macht sich 
die fehlende Betriebsnähe bemerkbar. Das „Leistungs- 
kartell“ ist dagegen in der Lage, diese Aufgabe zu erfüllen. 
Es hat sich nicht wie die Fachorganisation mit 10, 100 oder 
1000 Produkten zu beschäftigen, sondern es kann seine 
ganze Arbeit auf den eigenen Interessenbereich ausrichten. 
Die bekannten Gründungen der „Markt- und Leistungs- 
gemeinschaft der Hohlglasindustrie“, des „Deutschen Ze- 
mentverbandes“, der „Reichsvereinigung Kohle“ sind Pa- 
radebeispiel e der neuen Kartellrichtung. Das Leistungs- 
kartell eröffnet ganz neue Perspektiven der Branchenberei- 
nigung, der Produktions- und Absatzordnung des „Gefälle- 
ausgleichs“ zwischen den Erzeugern usw. und erfüllt damit 
die Forderungen höchsten Wirtschaftlichkeitsstrebens in der 
Industrie. Das Kartell hat den Weg von der Marktsphäre 
in den Kern der Produktionsphäre gefunden. Welch ein 

1 ) Neben zahlreichen privat wirtschaftlichen Kartellen, die seit Kriegs- 
beginn in die Bewirtschaftung eingeschaltet sind, würden vielfach 
auf Grund des Zwangskartellgesetzes eigens „Verteilungskartelle*' 
gegründet, so z. B. die Verteilungsstelle für Bausteine und Ziegel, 
ferner mehrere Marktregelungen auf dem Gebiete der keramischen 
und Glas-Industrie. 
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Wandel, wenn kürzlich über den Deutschen Zementverband 
gesagt wurde, daß die Investitionslenkung eine der wichtig- 
sten Aufgaben dieses Verßariäes sei. Die Unternehmer- 
gemeinschaft bildet sich nicht erst dann und nimmt nicht 
erst dann ihre Tätigkeit auf, wenn der Markt „krank“ ge- 
worden ist, sondern befaßt sich von vornherein konstruktiv 
mit der Ordnung aller marktbildenden Faktoren. Gesetz- 
lich findet diese neue Entwicklung in der „Verordnung 
über Gemeinschaftswerke in der gewerblichen Wirtschaft“ 
vom September 1939 ihren Ausdruck. 

Das kapitalistische Kartell ist tot. Was aufersteht, ist 
ein Organisationsgerüst, das, von einem neuen Geiste be- 
seelt, zum Angelpunkt der künftigen Wirtschaftsordnung zu 
werden scheint. Damit leuchtet aber auch aus dem kaum noch 
durchsichtigen Organisationsgestrüpp der letzten Jahre das 
System eines neuen (und doch so alten) Organisationsprinzips 
hervor und zwar das fachliche Prinzip. Die Ursache der 
wiederholt beschriebenen Überorganisation liegt im wesent- 
lichen in dem Verstoß gegen das Prinzip fachlicher Markt- 
ordnung. 1 ) Diese Behauptung bedarf näherer Erläuterung. 

Wir haben drei grundlegende Prinzipien organisierter 
Marktbeeinflussung zu unterscheiden: 

1. das fachliche Organisationsprinzip, 

2. das sachliche Organisationsprinzip, 

3. das regionale Organisationsprinzip. 

*) Dieser Verstoß ist wie folgt zu erklären: Mit beginnender Einfluß- 
nahme des Staates auf den Wirtschaftsablauf erscholl allgemein der 
Mahnruf: »Nur keine radikalen Eingriffe in das komplizierte Räder- 
werk der Wirtschaft. Es würde mehr Schaden als Nutzen angestiftet 
werden I« Ob unter den damaligen Umständen der Übergangswirt- 
schaft zu Recht oder nicht, sei dahingestellt — diese Mahnung wurde 
jedenfalls stark beherzigt. Die Folge war, daß niemals ein konstruk- 
tiver Gesamtplan der Wirtschaftslenkung aufgestellt wurde, sondern 
daß jeweils dort „Feuer gelöscht wurde, wo es am meisten brannte“ 
(Kehrl). Weiterhin ist zu bemerken, daß bei der atemraubenden wirt- 
schaftlichen Entwicklung und der Fülle der neuen Aufgaben seit dem 
nationalen Umbruch oft gar nicht die Zeit vorhanden war, Behörden und 
Ämter von ehedem entsprechend ihrem neuen Tätigkeitsfeld um- und 
auszubauen ; man mußte daher geeignete und tatkräftige Männer jeweils 
als „Sonderauf gaben-Lenker“ einsetzen. Nach dem Kriege wird nun 
diese mehr improvisierte Wirtschaftsführung einem organischen und 
rationellen Organisationsapparat Platz machen müssen und können. 
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In einer gelenkten Wirtschaft sind alle drei Prinzipien un- 
entbehrlich. Es entsteht nur die sehr wichtige Frage, wel- 
chem Prinzip der Vorrang zu geben ist. 

Das fachliche Organisationsprinzip besagt, daß das Er- 
zeugnis Spitze und Ausgangspunkt der organisatorischen 
Beeinflussung des Marktes ist. Ob essichumRohstofffragen, 
um die Produktion, um die Preis- oder Außenhandelspolitik 
in dem betreffenden Erzeugnis handelt, alle wirtschafts- 
politischen Maßnahmen werden für das betreffende Produkt 
zentral, d. h. von einer Organisationsinstanz, bestimmt 
bzw. beeinflußt. 

Das sachliche Organisationsprinzip besagt demgegen- 
über, daß die Beeinflussung der Wirtschaft von den Sach- 
gebieten her erfolgt, z. B. durch die Rohstoff-, Produktions- 
oder Preispolitik. So haben die Reichsstellen mittels der 
Rohstoffbewirtschaftung entscheidende Einwirkungsmög- 
lichkeiten auf Produktion und Absatz. Die Vierjahresplan- 
ämter greifen von der Produktions- bzw. Kapazitätsseite her 
in das Marktgefüge ein. Der Preiskommissar hat in Verfolg 
der ihm gesetzten Aufgabe, das deutsche Preisniveau stabil 
zu halten bzw. neue Preise zu bilden, einen maßgeblichen 
Einfluß auf die Entwicklung der Erzeugungs- und Absatz- 
bedingungen einer Ware. Weiterhin ist, was für unsere 
Arbeit von besonderem Interesse ist, die Ein- und Ausfuhr- 
politik zu nennen. Durch Maßnahmen der staatlichen Ein- 
und Ausfuhrstellen — die ebenfalls als sachgebietliche 
Organisationen zu bezeichnen sind — kann das Produkt 
ganz wesentlich in seiner Produktions- und Marktsituation 
beeinflußt werden. 

Das regionale Organisationsprinzip besagt schließlich, 
daß jede Marktbeeinflussung — sei sie fach- oder sachgebiet- 
lich — regional erfolgt, also regionale Rohstoffpolitik, Pro- 
duktionspolitik usw. Das regionale Prinzip ist in Deutsch- 
land zum mindesten bis zum Kriege gegenüber dem zentra- 
listischen gottlob in den Hintergrund getreten. 1 ) Wir müssen 

x ) Es sei gleich an dieser Stelle einem etwaigen Einwand gegen die 
zentralfachliche Planung und Lenkung begegnet. Man hört oft, daß 
die bolschewistische Wirtschaftsform insbesondere auch deswegen 
versagt habe, weil dort eine Zentralplanung bestanden habe, in deren 
völliger Abhängigkeit die Regionalstellen gestanden hätten. Hierauf 
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jedoch schon an dieser Stelle darauf hinweisen, daß es in 
der Großraum Wirtschaft, in der Teilräume zusammen- 
geschlossen sind, die weit mehr „regionalen“ Charakter 
haben als z. B. die deutschen Landeswirtschaftsamtsbezirke, 
große Bedeutung haben wird. Die europäische Gesamt- 
planung würde aber gefährdet werden, wenn auf das regio- 
nale Organisationsprinzip gegenüber dem fachlich über- 
staatlichen ein zu starkes Gewicht gelegt werden würde. 

So haben wir heute in der gewerblichen Wirtschaft Roh- 
stoff-, Produktions-, Preis-, Einfuhr-, Ausfuhr-, Gebiets- und 
Sonderaufgaben-Lenker, und jeder macht pflichteifrig für 
sich den Anspruch geltend, von seinem Gebiet aus die,, Wirt- 
schaft zu gestalten“, wobei der eine natürlich gern in das 
Gebiet des anderen übergreift, weil „für eine sachliche Ent- 
scheidung die Kenntnis der Gesamtsituation erforderlich 
sei.“ Praktische Beispiele für das „Zusammenwirken“ der 
verschiedenen Organisationsprinzipien sollen nicht an- 
geführt werden — die Wirtschaft kennt sie. 

Wie wohltuend ist es demgegenüber zu wissen, daß die 
Lenkung eines Produktes in einer Hand vereinigt ist! 1 ) 
Der Vorrang des fachlichen Organisationsprinzipes muß 
wieder erstehen, oder die Wirtschaftslenkung hat ihre Auf- 
gabe verkannt. Winschuh sagt treffend: »Auch in der Zen- 
trale, in Berlin, brauchen wir ein „Haus der Wirtschaft“, 
wobei weniger an das große, repräsentative Gebäude gedacht 



ist zu erwidern: 1. werden die Zentralpläne bei uns von größeren 
Könnern und Kennern gemacht als in Moskau, und 2. werden in 
Berlin keine Diktatoren sitzen, deren Anweisungen sklavisch und 
ohne jede Eigeninitiative befolgt werden. Die Konzentration soll viel- 
mehr gerade deswegen erfolgen, um eine den Gesamtzielen ent- 
sprechende gesunde Dezentralisation zu ermöglichen. 

*) Es wird nicht wenige geben, die hier einwenden, daß eine zentrali- 
stische Wirtschaftslenkung insofern nachteilig sei, als gerade der 
„Konkurrenzkampf der Behörden“ aufrechterhalten werden müsse, 
weil er fruchtbare „Spannungen“ erzeuge, auf die eine dynamische 
Wirtschaft unbedingt angewiesen sei. Dieser Einwand hat unbe- 
dingt etwas für sich. Nach unserer Ansicht sind jedoch diejenigen 
Spannungen ausreichend, die sich zwischen Unternehmern und Unter- 
nehmern, Unternehmern und Fachbehörden und schließlich zwischen 
Fachbehörden und den — allerdings in ihren Funktionen eingeengten 
— Sachbehörden ergeben. (Siehe die Ausführungen auf Seite 85.) 
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ist als an die Geschlossenheit des Auftretens, den Gemein- 
schaftsgeist der Zusammenarbeit. Die Stoßkraft der Wirt- 
schaft und die Geltung ihrer Organisation wird sicher zu- 
nehmen, wenn nicht jede Gliederung in allgemeinen Fragen 
mit den Ministerien zu verhandeln braucht, sondern in 
gemeinsamen Angelegenheiten, so der Steuerpolitik, ein ein- 
heitlicher Einsatz erzielt wird. Gelingt es nicht, der gewerb- 
lichen Wirtschaft ein stattliches und einiges Haus zu bauen, 
ihre Spitzenorganisation mit der tatsächlichen Führung und 
Vertretung gegenüber allen staatlichen Stellen zu betrauen, 
so wird sie nicht zum Zuge kommen, sondern eines Tages 
die Erfahrung machen, daß sie in vielen wichtigen Fragen 
den Anschluß versäumt hat.« 1 ) 

So muß das fachliche Organisationsprinzip wieder die 
Führung übernehmen. Nur der „ Produktenlenker“ kann sein 
Produkt zweckmäßig lenken, weil er die fachlichen Pro- 
bleme seines Produktes am besten kennt. Seine Fachkennt- 
nis wird aber in dem Grade relativ noch zunehmen, wie die 
sachlichen Organisationen sich nur auf die Verfügung der 
großen Richtlinien und eine allgemeine Aufsicht beschrän- 
ken, d. h. in dem Maße, wie ihr Verwaltungsapparat absolut 
zurückgeschraubt wird. Inwieweit die fachliche Spitze bei 
ihren Entscheidungen die sachliche und regionale Spitze 
hört bzw. inwieweit sie Rechenschaft über ihre Maßnahmen 
abzulegen hat, ist eine Tatfrage, die von Fall zu Fall ver- 
schieden zu beantworten ist. 2 ) Wenn sich erst die Einsicht 
durchgesetzt hat, daß das fachliche Organisationsprinzip 
wieder die Führung zu übernehmen hat, wird sich das Pro- 
blem der Zusammenarbeit zwischen den Organisationen 
von selbst lösen. Es ist erfreulich, daß diese Erkenntnis 
auch in der Verwaltung mehr und mehr Eingang findet. So 
sagt z. B. der Generalreferent im Reichswirtschaftsministe- 
rium Hans Kehrl in einem viel beachteten Vortrage: »Die 
Form der staatlichen Lenkung — das können wir ruhig 
aussprechen — ist unvollkommen. Sie ist, ich möchte beinahe 
sagen, bei dem stürmischen Tempo der Entwicklung und 

*) Josef Winschuh, „Das Haus der Wirtschaft“, .,DAZ“ Nr. 309 vom 

29. Juni 1941. 

Vgl. den Abschnitt „Preisordnung“. 
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den täglich sich ändernden Verhältnissen beinahe nur eine 
Art technische Nothilfe oder ein Feuer löschen dort, wo es 
am meisten brennt. Der Versuch, die Dinge mit Verwaltungs- 
und Personalmethoden und Ideen zu meistern, die dem Aus- 
maß der Probleme und dem Tempo ihrer Gestaltung nicht 
entsprechen, kann und wird nicht fortgesetzt werden. Wir 
haben zur Erzielung schneller Wirkungen uns an eine Auf- 
gabenteilung („sachliches Organisationsprinzip“, der 
Verfasser) mit großen Vollmachten an den einzelnen ge- 
wöhnt, und die werden dann durchgeführt, um mich mili- 
tärisch auszudrücken, ohne Rücksicht auf Verluste. Je mehr 
das Prinzip Anwendung findet, je mehr wir zu einer Atomi- 
sierung der Verwaltung, ja des ganzen Lebens kommen, 
in dem beinahe jeder einzelne irgendein Beauftragter oder 
Bevollmächtigter in einem größeren oder kleineren Kreise 
für das ganze Reich oder einen Wehrbezirk oder eine Stadt 
oder ein Dorf ist („regionales Organisationsprinzip“, der 
Verfasser) und wo jeder besessen ist von seinem Auftrag 
und seiner Durchführung ohne Rücksicht auf Verluste links 
und rechts — da wird sich kein Ganzes (was nach unserer 
Ansicht durch das „fachliche Organisationsprinzip“ gewähr- 
leistet ist, der Verfasser) gestalten lassen, und da wird sich 
keine Harmonie gestalten können.« 1 ) 

Das Kartell ist berufen, der Träger dieser harmonischen 
ganzheitlichen Wirtschaftsgestaltung der Zukunft zu wer- 
den . c hmo jj er hat somit prophetische Worte gesprochen, 
als er einmal sagte, daß er in der Kartellierung den Anfang 
einer ganz neuen, im Gesamtinteresse liegenden Ordnung 
des Wirtschaftslebens sehe. Verhältnis und Zusammen- 
wirken zwischen Freiheit und Bindung, zwischen Individuum 
und Gemeinschaft, scheinen in der Tat in dem von uns auf 
den folgenden Seiten entwickelten „totalen Kartell“ eine 
Form gefunden zu haben, die dem deutschen Wirtschafts- 
ethos am ehesten entspricht. 

l ) Hans Kehrl, „Wandlungen der Wirtschaft in und nach dem Kriege“, 
abgedruckt im „Wirtschaftsblatt der Industrie- und Handelskammer 
zu Berlin“, 89. Jahrg. Heft 17 vom 26. April 1941, Seite 3^7. 
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B. Die totale Marktordnung . 



1. Das totale Kartell. 

Der Vorsitzer des Kartellrechtausschusses in der Aka- 
demie für Deutsches Recht stellte gelegentlich einer Arbeits- 
sitzung dieses Ausschusses im Mai 1941 fest, daß die alten 
Rechtsgrundlagen des Kartellwesens heute praktisch über- 
holt seien. Ebenso wichtig wie ein Wandel der Rechts- 
begriffe auf dem Kartellgebiet scheint uns aber auch eine 
grundlegende Änderung der volkswirtschaftlichen Begriffs- 
bestimmung des Kartells zu sein. Das Kartell als „Träger 
der gebundenen Wirtschaftsordnung“ kann nicht mehr mit 
den überlieferten „klassischen“ Definitionen erfaßt werden. 
Wir wollen hier den Versuch machen, das System des „tota- 
len Kartells“ aufzuzeichnen, wie es sich uns mit Anbruch 
der neuen Epoche der Wirtschaftslenkung darbietet. Wir 
müssen dabei gleich von vornherein betonen, daß wir^nicht 
etwa die Tendenz verfolgen, die Marktordnungsgrundlagen 
für eine „totale Planwirtschaft“ zu schaffen, sondern daß 
wir mit dem Begriff Totalität allein den Gesichtspunkt des 
„Organischen“ in die Betrachtung des Marktes hineintragen 
wollen. Es soll somit in keiner Weise einer totalen Markt- 
beeinflussung durch den Staat das Wort geredet werden. 
Vielmehr soll durch die Erkenntnis der organischen Markt- 
zusammenhänge gerade der Weg zu einer echten Markt- 
freiheit gewiesen werden. Auf diesen Gedankengang 
kommen wir später zurück. 

Unsere Definition des totalen Industrie-Kartells lautet: 

Das totale Kartell ist die Organisation der 
Hersteller eines Erzeugnisses, der die Förde- 
rung und Regelung von Produktion und Absatz 
dieses Erzeugnisses und seine organische Ein- 
gliederung in die Gesamtwirtschaft unter Wah- 
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